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I 

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EG) Nr. 1076/2009 DER KOMMISSION 

vom 10. November 2009 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 der Kommis­
sion vom 21. Dezember 2007 mit Durchführungsbestimmun­
gen zu den Verordnungen (EG) Nr. 2200/96, (EG) Nr. 2201/96 
und (EG) Nr. 1182/2007 des Rates im Sektor Obst und Ge­
müse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 138 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehenden Grundes: 

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handels­
verhandlungen der Uruguay-Runde von der Kommission fest­
zulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Einfuhrwerte zu 
berücksichtigenden Kriterien sind in der Verordnung (EG) Nr. 
1580/2007 für die in ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten 
Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 138 der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 ge­
nannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang 
zur vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 11. November 2009 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 10. November 2009 

Für die Kommission 

Jean-Luc DEMARTY 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA 37,6 
MK 23,1 
TR 83,8 
ZZ 48,2 

0707 00 05 EG 171,8 
JO 161,3 

MA 69,5 
TR 122,2 
ZZ 131,2 

0709 90 70 MA 65,5 
TR 107,5 
ZZ 86,5 

0805 20 10 MA 79,3 
ZZ 79,3 

0805 20 30, 0805 20 50, 0805 20 70, 
0805 20 90 

AR 49,8 
CN 52,2 
HR 54,9 
TR 81,2 
UY 49,8 
ZZ 57,6 

0805 50 10 AR 61,9 
TR 79,1 
ZA 69,7 
ZZ 70,2 

0806 10 10 AR 205,2 
BR 241,3 
LB 223,8 
TR 124,4 
US 259,3 
ZZ 210,8 

0808 10 80 CA 71,4 
MK 20,3 
NZ 101,3 
US 101,8 
ZA 79,7 
ZZ 74,9 

0808 20 50 CN 60,2 
ZZ 60,2 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1077/2009 DER KOMMISSION 

vom 10. November 2009 

zur Festsetzung des Endtermins für die Einreichung von Anträgen auf die in der Verordnung (EG) 
Nr. 1329/2008 festgelegten Beihilfen für die private Lagerhaltung von Schweinefleisch 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 43 Buchstaben a und d in 
Verbindung mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Beihilfe für die private Lagerhaltung wird gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 1329/2008 der Kommission vom 
22. Dezember 2008 zur Annahme außerordentlicher 
Stützungsmaßnahmen für den Schweinefleischmarkt in 
Form einer Beihilfe für die private Lagerhaltung in einem 
Teil des Vereinigten Königreichs ( 2 ) gewährt. Sie wird auf­
grund der außergewöhnlichen Umstände im Schweine­
fleischsektor in Irland und in Nord-Irland im 
Dezember 2008 gewährt, als in Schweinefleisch mit Ur­
sprung in Irland erhöhte Werte von polychlorierten Bi­
phenylen (PCB) festgestellt wurden. Die Lage hat sich 
inzwischen geändert, so dass die Maßnahmen nicht 
mehr erforderlich sind. 

(2) Die Beihilfe für die private Lagerhaltung von Schweine­
fleisch sollte daher eingestellt werden, und es sollte ein 
Endtermin für die Einreichung von Anträgen festgesetzt 
werden. 

(3) Um Spekulationen zu unterbinden, sollte die Verordnung 
am Tag ihrer Veröffentlichung in Kraft treten und der 
Tag nach dem Inkrafttreten als Endtermin festgesetzt 
werden. 

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Endtermin für die Einreichung von Anträgen auf die in der 
Verordnung (EG) Nr. 1329/2008 festgelegten Beihilfen für die 
private Lagerhaltung von Schweinefleisch wird auf den 
13. November 2009 festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 10. November 2009 

Für die Kommission 

Mariann FISCHER BOEL 
Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1078/2009 DER KOMMISSION 

vom 10. November 2009 

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Verzeichnis der geschützten Ursprungsbezeichnungen und 
der geschützten geografischen Angaben (Riso del Delta del Po (g.g.A.)) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 510/2006 des Rates vom 
20. März 2006 zum Schutz von geografischen Angaben und 
Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmit­
tel ( 1 ), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 4 Unterabsatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Antrag Italiens auf Eintragung der Bezeichnung „Riso 
del Delta del Po“ wurde gemäß Artikel 6 Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht ( 2 ). 

(2) Da bei der Kommission kein Einspruch gemäß Artikel 7 
der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 eingegangen ist, ist 
diese Bezeichnung einzutragen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang dieser Verordnung genannte Bezeichnung wird 
eingetragen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 10. November 2009 

Für die Kommission 

Mariann FISCHER BOEL 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Für den menschlichen Verzehr bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse gemäß Anhang I EG-Vertrag: 

Klasse 1.6. Obst, Gemüse und Getreide, unverarbeitet und verarbeitet 

ITALIEN 

Riso del Delta del Po (g.g.A.)
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1079/2009 DER KOMMISSION 

vom 10. November 2009 

zur Festsetzung des Endtermins für die Einreichung von Anträgen auf die in der Verordnung (EG) 
Nr. 1278/2008 festgelegten Beihilfen für die private Lagerhaltung von Schweinefleisch 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse („Verordnung über die einheitliche 
GMO“) ( 1 ), insbesondere auf Artikel 43 Buchstaben a und d in 
Verbindung mit Artikel 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Beihilfe für die private Lagerhaltung wird gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 1278/2008 der Kommission vom 
17. Dezember 2008 zur Annahme außerordentlicher 
Stützungsmaßnahmen für den Schweinefleischmarkt in 
Form einer Beihilfe für die private Lagerhaltung in Ir­
land ( 2 ) gewährt. Sie wurde aufgrund der außergewöhnli­
chen Umstände im irischen Schweinefleischsektor im 
Dezember 2008 gewährt, als in Schweinefleisch mit Ur­
sprung in Irland erhöhte Werte von polychlorierten Bi­
phenylen (PCB) festgestellt wurden. Die Lage hat sich 
inzwischen geändert, so dass die Maßnahmen nicht 
mehr erforderlich sind. 

(2) Die Beihilfe für die private Lagerhaltung von Schweine­
fleisch sollte daher eingestellt werden, und es sollte ein 
Endtermin für die Einreichung von Anträgen festgesetzt 
werden. 

(3) Um Spekulationen zu unterbinden, sollte die Verordnung 
am Tag ihrer Veröffentlichung in Kraft treten und der 
Tag nach dem Inkrafttreten als Endtermin festgesetzt 
werden. 

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses 
für die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Endtermin für die Einreichung von Anträgen auf die in der 
Verordnung (EG) Nr. 1278/2008 festgelegten Beihilfen für die 
private Lagerhaltung von Schweinefleisch wird auf den 
13. November 2009 festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 10. November 2009 

Für die Kommission 

Mariann FISCHER BOEL 
Mitglied der Kommission
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RICHTLINIEN 

RICHTLINIE 2009/137/EG DER KOMMISSION 

vom 10. November 2009 

zur Änderung der Richtlinie 2004/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über 
Messgeräte hinsichtlich der Ausnutzung der in den gerätespezifischen Anhängen MI-001 bis 

MI-005 festgelegten höchstzulässigen Messabweichungen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Richtlinie 2004/22/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 31. März 2004 über Messgeräte ( 1 ), 
insbesondere auf Artikel 16 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Richtlinie 2004/22/EG werden die Anforderun­
gen für das Inverkehrbringen und/oder die Inbetrieb­
nahme von Messgeräten harmonisiert, deren Messfunk­
tion den Bestimmungen der gerätespezifischen Anhänge 
MI-001 bis MI-010 entspricht. Messgeräte müssen den 
grundlegenden Anforderungen des Anhangs I und der 
jeweiligen gerätespezifischen Anhänge entsprechen. 

(2) Die gerätespezifischen Anhänge der Richtlinie 
2004/22/EG enthalten Anforderungen, die an die ver­
schiedenen Messgerätetypen angepasst sind. Darin sind 
besondere Bestimmungen in Bezug auf Fehlergrenzen 
enthalten, die die Genauigkeit und die Leistung von Mess­
geräten gewährleisten und sicherstellen, dass die Mess­
abweichung unter Nennbetriebsbedingungen und ohne 
das Auftreten einer Störgröße die zugelassenen äußersten 
Abweichungen (Fehlergrenzen) nicht überschreitet. 

(3) Da für Gaszähler und Mengenumwerter neue Spezifika­
tionen gelten, könnte die sehr spezifische, in Anhang MI- 
002 Nummer 2.1 enthaltene Anforderung den tech­
nischen Fortschritt und die Innovation hemmen sowie 
den freien Verkehr von Gaszählern behindern. Sie sollte 
daher durch eine allgemeiner gehaltene Leistungsanforde­
rung ersetzt werden. 

(4) Nummer 7.3 Anhang I der Richtlinie 2004/22/EG ent­
hält eine allgemeine Schutzbestimmung, wonach bei 
Durchflüssen oder Strömen außerhalb des zulässigen Be­
reichs der Fehler eines Messgerätes für Versorgungsleis­

tungen keine übermäßige einseitige Abweichung aufwei­
sen darf. Jedoch hat sich gezeigt, dass auch gegen über­
mäßige einseitige Messabweichungen innerhalb des zuläs­
sigen Bereichs durch diese Geräte ein Schutz erforderlich 
ist, damit sichergestellt ist, dass die zugelassenen äußers­
ten Abweichungen durch ein Messgerät nicht ausgenutzt 
werden können und nicht eine der Parteien, die von dem 
mit der Messung verbundenen Vorgang betroffen sind, 
systematisch begünstigt wird. 

(5) Gemäß Nummer 34 der Interinstitutionellen Verein­
barung — „Bessere Rechtsetzung“ ( 2 ) sollen die Mitglied­
staaten für ihre eigenen Zwecke und im Interesse der 
Gemeinschaft eigene Aufstellungen vornehmen, aus de­
nen im Rahmen des Möglichen die Entsprechungen von 
Richtlinien und Umsetzungsmaßnahmen zu entnehmen 
sind, und diese veröffentlichen. 

(6) Die Richtlinie 2004/22/EG sollte daher entsprechend ge­
ändert werden. 

(7) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des nach Artikel 15 
Absatz 1 der Richtlinie 2004/22/EG eingesetzten Mess­
geräteausschusses — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die gerätespezifischen Anhänge MI-001 bis MI-005 der 
Richtlinie 2004/22/EG werden entsprechend dem Anhang die­
ser Richtlinie geändert. 

Artikel 2 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen spätes­
tens bis zum 1. Dezember 2010 die erforderlichen Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie nachzukom­
men. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut 
dieser Rechtsvorschriften mit. 

Sie wenden diese Vorschriften ab 1. Juni 2011 an.
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Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in 
diesen Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mit­
gliedstaaten regeln die Einzelheiten der Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut 
der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie 
auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 10. November 2009 

Für die Kommission 

Günter VERHEUGEN 
Vizepräsident
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ANHANG 

Die Richtlinie 2004/22/EG wird wie folgt geändert: 

1. In Anhang MI-001 wird unter „Spezifische Anforderungen“ im Abschnitt über die „Fehlergrenzen“ die Nummer 6a mit 
folgendem Wortlaut hinzugefügt: 

„6a. Der Zähler darf weder die Fehlergrenzen ausnutzen noch eine der beteiligten Parteien systematisch begünstigen.“ 

2. Anhang MI-002 wird wie folgt geändert: 

a) In Teil I Nummer 2.1 wird der Abschnitt unter der Tabelle durch folgenden Wortlaut ersetzt: 

„Der Gaszähler darf weder die Fehlergrenzen ausnutzen noch eine der beteiligten Parteien systematisch begüns­
tigen.“ 

b) In Teil II Nummer 8 wird nach der Anmerkung folgender Wortlaut hinzugefügt: 

„Der Mengenumwerter darf weder die Fehlergrenzen ausnutzen noch eine der beteiligten Parteien systematisch 
begünstigen.“ 

3. In Anhang MI-003 wird unter „Spezifische Anforderungen“ in Nummer 3 folgender Wortlaut hinzugefügt: 

„Der Zähler darf weder die Fehlergrenzen ausnutzen noch eine der beteiligten Parteien systematisch begünstigen.“ 

4. In Anhang MI-004 wird unter „Spezifische Anforderungen“ in Nummer 3 folgender Wortlaut hinzugefügt: 

„Der vollständige Wärmezähler darf weder die Fehlergrenzen ausnutzen noch eine der beteiligten Parteien systematisch 
begünstigen.“ 

5. In Anhang MI-005 wird unter „Spezifische Anforderungen“ in Nummer 2 die Nummer 2.8 mit folgendem Wortlaut 
hinzugefügt: 

„2.8. Die Messanlage darf weder die Fehlergrenzen ausnutzen noch eine der beteiligten Parteien systematisch begüns­
tigen.“
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II 

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden) 

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE 

RAT 

BESCHLUSS DES RATES 

vom 26. Oktober 2009 

über den Abschluss des Protokolls zur Änderung des Seeverkehrsabkommens zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Regierung der 

Volksrepublik China andererseits 

(2009/825/EG) 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 80 Absatz 2 in Verbindung 
mit Artikel 300 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 1 und Absatz 3 
Unterabsatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Seeverkehrsabkommen zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und 
der Regierung der Volksrepublik China andererseits ( 1 ) 
wurde am 6. Dezember 2002 in Brüssel unterzeichnet. 
Es wurde dann am 31. Januar 2008 gemäß dem Be­
schluss 2008/143/EG vom 28. Januar 2008 ( 2 ) geschlos­
sen und trat am 1. März 2008 in Kraft. 

(2) Am 5. September 2005 wurde in Beijing ein Protokoll 
zur Änderung des Seeverkehrsabkommens zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten ei­
nerseits und der Regierung der Volksrepublik China an­
dererseits anlässlich des Beitritts der Tschechischen Repu­
blik, der Republik Estland, der Republik Zypern, der Re­
publik Lettland, der Republik Litauen, der Republik Un­

garn, der Republik Malta, der Republik Polen, der Repu­
blik Slowenien und der Slowakischen Republik zur Eu­
ropäischen Union unterzeichnet und gemäß dem Be­
schluss 2008/144/EG vom 28. Januar 2008 ( 3 ) geschlos­
sen. 

(3) Nach Artikel 6 Absatz 2 der Beitrittsakte von 2005 ( 4 ) 
sind die Republik Bulgarien und Rumänien verpflichtet, 
dem Abkommen durch ein Protokoll zwischen dem Rat 
und der Volksrepublik China beizutreten. 

(4) Das Protokoll zur Änderung des Seeverkehrsabkommens 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mit­
gliedstaaten einerseits und der Regierung der Volksrepu­
blik China andererseits ( 5 ) anlässlich des Beitritts der Re­
publik Bulgarien und Rumäniens zur Europäischen 
Union wurde am 31. März 2009 in Brüssel unterzeich­
net. 

(5) Die erforderlichen verfassungsrechtlichen und institutio­
nellen Verfahren sind abgeschlossen, und das Protokoll 
sollte daher genehmigt werden — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Das Protokoll zur Änderung des Seeverkehrsabkommens zwi­
schen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und der Regierung der Volksrepublik China anderer­
seits anlässlich des Beitritts der Republik Bulgarien und Rumä­
niens zur Europäischen Union wird im Namen der Gemein­
schaft genehmigt.
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Artikel 2 

Der Präsident des Rates nimmt die in Artikel 3 des Protokolls vorgesehene Notifizierung im Namen der 
Europäischen Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten vor. 

Geschehen zu Luxemburg am 26. Oktober 2009. 

Im Namen des Rates 
Die Präsidentin 

C. MALMSTRÖM
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KOMMISSION 

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

vom 13. Oktober 2009 

über die Genehmigung des Inverkehrbringens eines Extrakts aus den Blättern der Luzerne (Medicago 
sativa) als neuartiges Lebensmittel oder neuartige Lebensmittelzutat im Sinne der Verordnung (EG) 

Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2009) 7641) 

(Nur der französische Text ist verbindlich) 

(2009/826/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. Januar 1997 über neuartige 
Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 7, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 28. Februar 2000 stellte die Firma Viridis bei den 
zuständigen französischen Behörden einen Antrag auf 
Genehmigung des Inverkehrbringens zweier Extrakte 
aus den Blättern der Luzerne (Medicago sativa) als neu­
artige Lebensmittel oder neuartige Lebensmittelzutaten. 
Die zuständige französische Lebensmittelprüfstelle legte 
am 28. April 2003 ihren Bericht über die Erstprüfung 
vor. In diesem Bericht zog sie den Schluss, dass eine 
ergänzende Prüfung erforderlich ist. 

(2) Die Kommission leitete den Bericht über die Erstprüfung 
am 27. Februar 2004 an alle Mitgliedstaaten weiter. Ei­
nige Mitgliedstaaten übermittelten ergänzende Anmer­
kungen. 

(3) Am 12. Oktober 2006 übernahm die Firma L.-R.D. (Lu­
zerne — Recherche et Développement) die Verantwor­
tung für den Antrag; sie beschränkte den Anwendungs­
bereich des Antrags auf einen Extrakt aus den Blättern 
der Luzerne und übermittelte Kommentare zum Bericht 
über die Erstprüfung sowie zu den ergänzenden Fragen 
der Mitgliedstaaten. 

(4) Am 11. Februar 2008 wurde die Europäische Behörde 
für Lebensmittelsicherheit (EFSA) konsultiert, und ihr 
Gremium für diätetische Produkte, Ernährung und Aller­
gien nahm am 13. März 2009 auf Ersuchen der Euro­

päischen Kommission eine wissenschaftliche Stellung­
nahme zur Sicherheit von Eiweißkonzentrat aus der Lu­
zerne als Lebensmittel an. 

(5) In dieser Stellungnahme gelangte die EFSA zu dem 
Schluss, dass das Eiweißkonzentrat aus der Luzerne (Me­
dicago sativa) unter den angegebenen Anwendungsbedin­
gungen für den menschlichen Verzehr sicher ist. 

(6) Auf der Grundlage der wissenschaftlichen Bewertung 
wird festgestellt, dass Eiweißkonzentrat aus der Luzerne 
(Medicago sativa) die Kriterien gemäß Artikel 3 Absatz 1 
der Verordnung (EG) Nr. 258/97 erfüllt. 

(7) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen 
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus­
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Eiweißkonzentrat aus der Luzerne (Medicago sativa) gemäß der 
Spezifikation im Anhang, nachstehend „Erzeugnis“ genannt, darf 
in der Gemeinschaft als neuartige Lebensmittelzutat zur Ver­
wendung in Nahrungsergänzungsmitteln in Verkehr gebracht 
werden. 

Artikel 2 

Die vom Hersteller empfohlene tägliche Verzehrsmenge darf 
höchstens 10 g Eiweißkonzentrat aus der Luzerne (Medicago 
sativa) enthalten. 

Artikel 3 

Die mit dieser Entscheidung zugelassene neuartige Lebensmittel­
zutat ist in der Kennzeichnung von Lebensmitteln, die diese 
enthalten, als „Eiweiß aus der Luzerne (Medicago sativa)“ oder 
„Eiweiß aus Alfalfa (Medicago sativa)“ zu bezeichnen.
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Artikel 4 

Diese Entscheidung ist an die Firma Luzerne — Recherche et Développement (L.-R.D.), Complexe Agricole 
du Mont Bernard, F-51000 Chalons-en-Champagne, gerichtet. 

Brüssel, den 13. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Androulla VASSILIOU 
Mitglied der Kommission 

ANHANG 

SPEZIFIKATIONEN FÜR EIWEISSKONZENTRAT AUS DER LUZERNE (MEDICAGO SATIVA) 

Beschreibung 

Die Luzerne wird innerhalb von zwei Stunden nach der Ernte verarbeitet. Sie wird geschnitten und gemahlen. Sie 
durchläuft eine Art Ölpresse, wobei ein faseriger Rückstand und Presssaft (10 % Trockenmasse) entstehen. Die Trocken­
masse des Safts enthält ca. 35 % Roheiweiß. Der Presssaft (pH-Wert 5,8-6,2) wird neutralisiert. Durch Vorheizen und 
Dampfeinspritzung können die mit Carotinoid und Chlorophyllpigmenten assoziierten Eiweiße koagulieren. Das Eiweiß­
präzipitat wird durch Zentrifugation abgetrennt und anschließend getrocknet. Nach Zugabe von Ascorbinsäure wird das 
Luzerne-Eiweißkonzentrat granuliert und unter Schutzgas oder kühl gelagert. 

Zusammensetzung von Eiweißkonzentrat aus der Luzerne (Medicago sativa) 

Eiweiß 45-60 % 

Fett 9-11 % 

Freie Kohlenhydrate (lösliche Ballaststoffe) 1-2 % 

Polysaccharide (unlösliche Ballaststoffe) 
einschließlich Zellulose 

11-15 % 
2-3 % 

Mineralstoffe 8-13 % 

Saponine Höchstens 1,4 % 

Isoflavone Höchstens 350 mg/kg 

Cumestrol Höchstens 100 mg/kg 

Phytate Höchstens 200 mg/kg 

L-Canavanin Höchstens 4,5 mg/kg
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

vom 13. Oktober 2009 

über die Zulassung des Inverkehrbringens von Chiasamen (Salvia hispanica) als neuartige 
Lebensmittelzutat gemäß der Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des 

Rates 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2009) 7645) 

(Nur der französische Text ist verbindlich) 

(2009/827/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. Januar 1997 über neuartige 
Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 7, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Am 30. Juni 2003 beantragte die Firma Robert Craig & 
Sons bei den zuständigen Behörden des Vereinigten Kö­
nigreichs die Zulassung für das Inverkehrbringen von 
Chiasamen (Salvia hispanica) und gemahlenen Chiasamen 
als neuartige Lebensmittelzutat; am 7. Mai 2004 legte die 
zuständige Lebensmittelbewertungsstelle des Vereinigten 
Königreichs ihren Bericht über die Erstprüfung vor. Darin 
kam sie zu dem Schluss, dass Chia (Salvia hispanica) für 
die vorgeschlagenen Verwendungszwecke in Lebensmit­
teln sicher ist. 

(2) Die Kommission leitete den Bericht über die Erstprüfung 
am 14. Juni 2004 an alle Mitgliedstaaten weiter. 

(3) Innerhalb der in Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung (EG) 
Nr. 258/97 festgelegten Frist von 60 Tagen wurden ge­
mäß der genannten Bestimmung begründete Einwände 
gegen das Inverkehrbringen des Erzeugnisses erhoben; 
deshalb wurde am 4. April 2005 die Europäische Be­
hörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) konsultiert, die 
ihr Gutachten am 5. Oktober 2005 annahm. Da der 
Antragsteller jedoch keine ausreichenden Daten liefern 
konnte, kam die EFSA in ihrem Gutachten zu keinem 
Schluss über die Sicherheit, war jedoch bereit, den Antrag 
erneut zu prüfen, sofern weitere Informationen vom An­
tragsteller vorgelegt würden. 

(4) Am 30. September 2006 wurde die Verantwortung für 
den Antrag der Firma Columbus Paradigm Institute S.A. 
übertragen, die zusätzliche Daten und Informationen vor­
legte, wie von der EFSA angefordert. Daraufhin wurde die 
EFSA am 21. Januar 2008 ersucht, die Bewertung von 
Chiasamen (Salvia hispanica) und gemahlenen Chiasamen 
abzuschließen. 

(5) Am 13. März 2009 gab die EFSA ihr zweites Gutachten 
über die Sicherheit von Chiasamen (Salvia hispanica) und 
gemahlenen Chiasamen als Lebensmittelzutat ab. 

(6) In diesem Gutachten bestätigte die EFSA, dass die vor­
gelegten Informationen als Belege für die Sicherheit von 
Chiasamen und gemahlenen Chiasamen anzusehen seien. 
Insbesondere folgerte die EFSA, es sei unwahrscheinlich, 
dass die Verwendung von Chiasamen (Salvia hispanica) 
und gemahlenen Chiasamen in Broterzeugnissen sich un­
ter den spezifizierten Bedingungen schädlich auf die Ge­
sundheit der Bevölkerung auswirkt. 

(7) Auf der Grundlage der wissenschaftlichen Bewertung 
wird festgestellt, dass Chiasamen (Salvia hispanica) und 
gemahlene Chiasamen die Kriterien in Artikel 3 Absatz 
1 der Verordnung (EG) Nr. 258/97 erfüllen. 

(8) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen 
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus­
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang spezifizierten Chiasamen (Salvia hispanica) und 
gemahlenen Chiasamen dürfen in der Gemeinschaft als neu­
artige Lebensmittelzutat zur Verwendung in Broterzeugnissen 
mit einem Höchstgehalt von 5 % Chiasamen (Salvia hispanica) 
in Verkehr gebracht werden. 

Artikel 2 

Die mit dieser Entscheidung zugelassene neuartige Lebensmittel­
zutat ist in der Kennzeichnung des Lebensmittels, das sie ent­
hält, als „Chiasamen (Salvia hispanica)“ zu bezeichnen. 

Artikel 3 

Diese Entscheidung ist gerichtet an Columbus Paradigm Institute 
S.A., Chaussée de Tervuren 149, B-1410 Waterloo. 

Brüssel, den 13. Oktober 2009 

Für die Kommission 

Androulla VASSILIOU 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

SPEZIFIKATIONEN FÜR CHIASAMEN (SALVIA HISPANICA) 

Beschreibung 

Chia (Salvia hispanica) ist eine einjährige krautige Sommerpflanze aus der Familie der Labiatae. 

Die Samen werden nach der Ernte mechanisch gereinigt. Blüten, Blätter und andere Pflanzenteile werden entfernt. 

Ganz gemahlenes Chia wird hergestellt, indem die ganzen Samen in einer Hammermühle mit regelbarer Drehzahl 
gemahlen werden. 

Zusammensetzung von Chiasamen 

Trockensubstanz 91-96 % 

Protein 20-22 % 

Fett 30-35 % 

Kohlenhydrate 25-41 % 

Rohfaser (*) 18-30 % 

Asche 4-6 % 

(*) Als Rohfaser wird der Anteil der Ballaststoffe bezeichnet, der vor allem aus unverdaulicher Zellulose, Pentosanen und Lignin besteht.
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION 

vom 3. November 2009 

über den von der Republik Portugal gemäß Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag notifizierten Entwurf 
des Decreto Legislativo Regional, mit dem die Autonome Region Madeira zur gentechnikfreien 

Zone erklärt wird 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2009) 8438) 

(Nur der portugiesische Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2009/828/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95 Absatz 6, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

VERFAHREN 

(1) Mit Schreiben vom 5. Mai 2009 hat die Ständige Ver­
tretung Portugals bei der Europäischen Union der Kom­
mission gemäß Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag den Ent­
wurf des Decreto Legislativo Regional (nachstehend der 
„Verordnungsentwurf“) notifiziert, mit dem die Auto­
nome Region Madeira zur von gentechnisch veränderten 
Organismen (GVO) freien Zone erklärt wird. Der Verord­
nungsentwurf wurde zusammen mit einer Begründung 
und einer Akte mit den Argumenten, auf die sich die 
Erklärung der Autonomen Region Madeira zur gentech­
nikfreien Zone stützt, vorgelegt. 

(2) Mit Schreiben vom 26. Juni 2009 hat die Kommission 
die portugiesischen Behörden davon in Kenntnis gesetzt, 
dass sie die Notifizierung gemäß Artikel 95 Absatz 5 EG- 
Vertrag erhalten und die sechsmonatige Frist für ihre 
Prüfung gemäß Artikel 95 Absatz 6 nach Eingang dieser 
Notifizierung begonnen habe. Die portugiesische Notifi­
zierung enthielt keine Hinweise auf wissenschaftliche 
Fachliteratur, Studien oder sonstige wissenschaftliche In­
formationen zur Untermauerung der vorgebrachten Ar­
gumente. Die Kommission hat daher Portugal in ihrem 
Schreiben aufgefordert, die Notifizierung durch konkre­
tere Angaben wie einschlägige wissenschaftliche Publika­
tionen zu ergänzen, die den Nachweis erbringen, dass die 
Maßnahme zum Schutz der Umwelt oder der Arbeits­
umwelt aufgrund eines spezifischen Problems der Region 
Madeira gerechtfertigt ist. Portugal hat entsprechende er­
gänzende Informationen am 31. Juli 2009 vorgelegt. 

(3) Die Kommission hat darüber hinaus im Amtsblatt der 
Europäischen Union eine Mitteilung über den Antrag ver­
öffentlicht ( 1 ), um die anderen betroffenen Parteien über 

den Entwurf der einzelstaatlichen Maßnahme zu unter­
richten, die Portugal zu verabschieden beabsichtigt. Stel­
lungnahmen wurden von Bulgarien, der Tschechischen 
Republik, Dänemark, Frankreich, Lettland, Malta und Ru­
mänien übermittelt. 

GEMEINSCHAFTSRECHT 

(4) In Artikel 95 Absätze 5 und 6 EG-Vertrag heißt es: 

„(5) (…) teilt ein Mitgliedstaat, der es nach dem Erlass 
einer Harmonisierungsmaßnahme durch den Rat oder die 
Kommission für erforderlich hält, auf neue wissenschaft­
liche Erkenntnisse gestützte einzelstaatliche Bestimmun­
gen zum Schutz der Umwelt oder der Arbeitsumwelt 
aufgrund eines spezifischen Problems für diesen Mitglied­
staat, das sich nach dem Erlass der Harmonisierungsmaß­
nahme ergibt, einzuführen, die in Aussicht genommenen 
Bestimmungen sowie die Gründe für ihre Einführung der 
Kommission mit. 

(6) Die Kommission beschließt binnen sechs Monaten 
nach den Mitteilungen nach den Absätzen 4 und 5, die 
betreffenden einzelstaatlichen Bestimmungen zu billigen 
oder abzulehnen, nachdem sie geprüft hat, ob sie ein 
Mittel zur willkürlichen Diskriminierung und eine ver­
schleierte Beschränkung des Handels zwischen den Mit­
gliedstaaten darstellen und ob sie das Funktionieren des 
Binnenmarkts behindern. 

Trifft die Kommission innerhalb dieses Zeitraums keine 
Entscheidung, so gelten die in den Absätzen 4 und 5 
genannten einzelstaatlichen Bestimmungen als gebilligt. 

Die Kommission kann, sofern dies aufgrund des schwie­
rigen Sachverhalts gerechtfertigt ist und keine Gefahr für 
die menschliche Gesundheit besteht, dem betreffenden 
Mitgliedstaat mitteilen, dass der in diesem Absatz ge­
nannte Zeitraum gegebenenfalls um einen weiteren Zeit­
raum von bis zu sechs Monaten verlängert wird.“
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NOTIFIZIERTER ENTWURF EINZELSTAATLICHER 
BESTIMMUNGEN 

Geltungsbereich der geplanten einzelstaatlichen 
Bestimmungen 

(5) Mit Artikel 1 des Verordnungsentwurfs wird die Auto­
nome Region Madeira zur gentechnikfreien Zone erklärt. 
Gemäß Artikel 2 sind die Einführung von pflanzlichem 
Vermehrungsgut oder Saatgut, das gentechnisch ver­
änderte Organismen enthält, in das Gebiet der Auto­
nomen Region Madeira sowie dessen Verwendung in 
der Landwirtschaft verboten. Gemäß Artikel 3 gelten Ver­
stöße gegen die Bestimmungen des vorstehenden Artikels 
als Ordnungswidrigkeiten, und in Artikel 4 sind Begleit­
strafen festgelegt. Artikel 5 enthält Bestimmungen über 
Untersuchung, Ahndung und Entscheidung über Ord­
nungswidrigkeiten, und Artikel 6 regelt die Verwendung 
der Einnahmen aus Geldbußen. 

Auswirkungen der notifizierten einzelstaatlichen 
Bestimmungen auf das Gemeinschaftsrecht 

(6) In Anbetracht ihres Geltungsbereichs und der Angaben in 
der Begründung werden sich die geplanten Bestimmun­
gen vor allem auswirken auf 

— den Anbau gentechnisch veränderter Saatgutsorten, 
die gemäß den Bestimmungen von Teil C 
(Artikel 12 bis 24) der Richtlinie 2001/18/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
12. März 2001 über die absichtliche Freisetzung ge­
netisch veränderter Organismen in die Umwelt und 
zur Aufhebung der Richtlinie 90/220/EWG des Ra­
tes ( 1 ) (nachstehend „Richtlinie 2001/18/EG“) zugelas­
sen wurden; 

— den Anbau gentechnisch veränderter Saatgutsorten, 
die bereits gemäß den Bestimmungen der Richtlinie 
90/220/EWG des Rates vom 23. April 1990 über die 
absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Orga­
nismen in die Umwelt ( 2 ) zugelassen wurden und 
nun als bereits existierende Erzeugnisse gemäß den 
Artikeln 8 und 20 der Verordnung (EG) Nr. 
1829/2003 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes vom 22. September 2003 über genetisch ver­
änderte Lebensmittel und Futtermittel (nachstehend 
„Verordnung (EG) Nr. 1829/2003“) ( 3 ) notifiziert wer­
den; 

— den Anbau gentechnisch veränderter Saatgutsorten, 
die gemäß den Bestimmungen der Verordnung (EG) 
Nr. 1829/2003 zugelassen wurden. 

(7) Die Richtlinie 2001/18/EG stützt sich auf Artikel 95 EG- 
Vertrag und bezweckt die Angleichung der Rechts- und 

Verfahrensvorschriften der Mitgliedstaaten für die Zulas­
sung von GVO, die zur absichtlichen Freisetzung in die 
Umwelt bestimmt sind. Nach Artikel 34 der Richtlinie 
hatten die Mitgliedstaaten diese bis zum 17. Oktober 
2002 in einzelstaatliches Recht umzusetzen. 

(8) Das Ziel der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 steht ge­
mäß ihrem Artikel 1 darin, a) die Grundlage für ein 
hohes Schutzniveau für Leben und Gesundheit des Men­
schen, Gesundheit und Wohlergehen der Tiere, die Be­
lange der Umwelt und die Verbraucherinteressen im Zu­
sammenhang mit gentechnisch veränderten Lebensmit­
teln und Futtermitteln sicherzustellen und ein reibungs­
loses Funktionieren des Binnenmarkts zu gewährleisten; 
b) gemeinschaftliche Verfahren für die Zulassung und 
Überwachung gentechnisch veränderter Lebensmittel 
und Futtermittel festzulegen und c) Bestimmungen für 
die Kennzeichnung gentechnisch veränderter Lebensmit­
tel und Futtermittel festzulegen. 

STANDPUNKT PORTUGALS 

(9) Angaben zum Entwurf des Gesetzes und dessen Auswir­
kungen sowie zu seiner Konformität mit dem Gemein­
schaftsrecht sind enthalten in 

— dem zusammen mit der Notifizierung vom 5. Mai 
2009 vorgelegten Dokument „Erklärung der Auto­
nomen Region Madeira (RAM) zur ‚gentechnikfreien 
Zone‘ — Argumente“, 

— den am 31. Juli 2009 übermittelten zusätzlichen An­
gaben „Erklärung der Autonomen Region Madeira 
(RAM) zur ‚gentechnikfreien Zone‘ — Zusätzliche 
Angaben“. 

(10) In seiner Begründung führt Portugal landwirtschaftliche 
und natürliche Motive an. 

(11) Als landwirtschaftlicher Grund wird angeführt, dass eine 
Koexistenz zwischen GVO-Kulturen und konventionellen 
und/oder ökologischen Kulturen in der Autonomen Re­
gion Madeira unmöglich ist. Besonders erwähnt werden 
folgende Aspekte: Abstand zwischen Feldern, Randreihen, 
Aussaat von Sorten mit unterschiedlichem Wachstums­
zyklus, Rückzugsgebiete, Aufstellen von Pollenfallen oder 
-barrieren zur Vermeidung der Verbreitung von Pollen, 
Fruchtfolgen, Erzeugungszyklus, Verringerung der Saat­
bettgröße durch entsprechendes Pflügen, Steuerung der 
Populationen an Feldrändern, Wahl optimaler Aussaatzei­
ten, sorgfältige Handhabung des Saatguts, um Bei­
mischungen zu verhindern oder Vermeidung des Ver­
schüttens von Saatgut auf dem Weg zum oder vom 
Feld und an den Feldrändern.
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(12) Als natürlicher Grund wird angeführt, dass die Auswir­
kungen der Freisetzung von GVO in die Umwelt (im Falle 
der Autonomen Region Madeira den Naturwald Madei­
ras) noch nicht ausreichend untersucht worden sind, 
wenngleich zahlreiche Artikel veröffentlicht wurden, in 
denen Bedenken über die Folgen der absichtlichen Frei­
setzung gentechnisch veränderter Organismen in die Um­
welt und die möglichen Auswirkungen auf die Umwelt 
geäußert wurden. Allerdings kann es andere potenzielle 
Risiken geben, die nicht durch diese wissenschaftlichen 
Studien abgedeckt sind. 

(13) Des Weiteren werden folgende natürlichen Gründe ge­
nannt: 

a) mit gentechnisch veränderten Sorten durchgeführte 
Vorversuche; 

b) Modell zur Testung der Invasivität gentechnisch ver­
änderter Sorten; 

c) Interaktion des Modells mit der Verwendung von 
Pflanzen, die GVO enthalten; 

d) Auskreuzungspotenzial transgener Pflanzen; 

e) parallele Auswirkungen auf andere Arten; 

f) die Toxinproduktion; 

g) zusätzliche Interaktionen; 

h) Auswirkungen in Zusammenhang mit genetischen 
Veränderungen; 

i) Bezug zu schlechten landwirtschaftlichen Praktiken; 

j) Gentransfer; 

k) Auswirkungen auf die Lebensmittelkette. 

(14) Portugal gelangt daher zu dem Schluss, dass die Freiset­
zung von gentechnisch veränderten Organismen in der 
Autonomen Region Madeira äußerst gefährliche Auswir­
kungen auf die Umwelt Madeiras im Allgemeinen haben 
könnte (egal ob es sich dabei um Agrar- oder Waldflä­
chen handelt). Auch wenn es keine fundierten Theorien 
auf diesem Gebiet gebe, so sei aufgrund von Forschungs- 
und Versuchsergebnissen sowie theoretischer Vergleiche 
davon auszugehen, dass die absichtliche Freisetzung von 
GVO eine derart vehemente Bedrohung für die Natur und 
das ökologische Gleichgewicht Madeiras darstelle, dass 
sich das Risiko ihrer Verwendung — entweder unmittel­
bar in der Landwirtschaft oder auf Versuchsbasis — nicht 
auszahle. 

RECHTLICHE WÜRDIGUNG 

(15) Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag bezieht sich auf neue 
einzelstaatliche Maßnahmen, die zum Schutz der Umwelt 
oder der Arbeitsumwelt aufgrund eines spezifischen Pro­
blems eines Mitgliedstaats, das sich nach Erlass einer 
Harmonisierungsmaßnahme ergeben hat, getroffen wur­
den und die aufgrund neuer wissenschaftlicher Erkennt­
nisse gerechtfertigt sind. 

(16) Nach Artikel 95 Absatz 6 EG-Vertrag beschließt die 
Kommission die betreffenden einzelstaatlichen Bestim­
mungen zu billigen oder abzulehnen, nachdem sie ge­
prüft hat, ob sie ein Mittel zur willkürlichen Diskriminie­
rung und eine verschleierte Beschränkung des Handels 
zwischen den Mitgliedstaaten darstellen und ob sie das 
Funktionieren des Binnenmarkts behindern. 

(17) Gemäß derselben Bestimmung kann die Kommission je­
doch, sofern dies aufgrund eines schwierigen Sachverhalts 
gerechtfertigt ist und keine Gefahr für die menschliche 
Gesundheit besteht, dem betreffenden Mitgliedstaat mit­
teilen, dass der in diesem Absatz genannte Zeitraum ge­
gebenenfalls um einen weiteren Zeitraum von bis zu 
sechs Monaten verlängert wird. 

(18) Mit der am 5. Mai 2009 eingereichten Notifizierung wol­
len die portugiesischen Behörden die Genehmigung für 
die Einführung des Verordnungsentwurfs durchsetzen. 

(19) Portugal hat nicht präzisiert, von welchem Rechtsakt der 
Gemeinschaft der Verordnungsentwurf abweicht. Der An­
bau von GVO ist weitgehend durch die Richtlinie 
2001/18/EG und die Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 
geregelt. 

(20) Wenn ein Mitgliedstaat es für erforderlich hält, von einer 
Harmonisierungsmaßnahme abweichende einzelstaatliche 
Bestimmungen einzuführen, müssen gemäß Artikel 95 
Absatz 5 die folgenden kumulativen Voraussetzungen 
erfüllt sein ( 1 ): 

— neue wissenschaftliche Erkenntnisse, 

— Bezug zum Schutz der Umwelt oder der Arbeits­
umwelt, 

— Vorliegen eines spezifischen Problems dieses Mitglied­
staats, 

— Auftreten des Problems nach Verabschiedung der 
Harmonisierungsmaßnahme.
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(21) In seiner Begründung nimmt Portugal ausführlich Bezug 
auf die potenziellen Umweltauswirkungen des Anbaus 
von gentechnisch veränderten Sorten. Die Notifizierung 
enthält eine Analyse umfassender und komplexer Fragen: 
z. B. mit gentechnisch veränderten Sorten durchgeführte 
Vorversuche; Modell zur Testung der Invasivität gentech­
nisch veränderter Sorten; Interaktion des Modells mit der 
Verwendung von Pflanzen, die GVO enthalten; Auskreu­
zungspotenzial transgener Pflanzen; parallele Auswirkun­
gen auf andere Arten; Toxinproduktion; zusätzliche Inter­
aktionen; Auswirkungen in Zusammenhang mit geneti­
schen Veränderungen; Bezug zu schlechten landwirt­
schaftlichen Praktiken; Gentransfer und Auswirkungen 
auf die Lebensmittelkette. 

(22) Hieraus ergibt sich, dass eine erschöpfende wissenschaft­
liche Risikobewertung erforderlich ist um festzustellen, 
ob sich die übermittelten wissenschaftlichen Informatio­
nen auf den Schutz der Umwelt oder der Arbeitsumwelt 
aufgrund eines spezifischen Problems der Autonomen 
Region Madeira, das sich nach Verabschiedung der Richt­
linie 2001/18/EG und der Verordnung (EG) Nr. 
1829/2003 oder anderer einschlägiger EU-Vorschriften 
ergeben hat, beziehen. Diese Bewertung sollte von der 
Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) 
vorgenommen werden, da es gemäß Artikel 22 Absatz 
2 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 zur Fest­
legung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen 
des Lebensmittelrechts, zur Errichtung der Europäischen 
Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung 
von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit ( 1 ) Aufgabe die­
ser Behörde ist, wissenschaftlich zu beraten sowie für die 
Rechtsetzung und Politik der Gemeinschaft in allen Be­
reichen, die sich unmittelbar oder mittelbar auf die Le­
bensmittel- und Futtermittelsicherheit auswirken, wissen­
schaftliche und technische Unterstützung zu leisten, und 
sie unabhängige Informationen über alle Fragen in diesen 
Bereichen bereitstellen und auf Risiken aufmerksam ma­
chen soll. Darüber hinaus gibt die EFSA gemäß 
Artikel 29 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 auf Ersu­
chen der Kommission zu jeder Frage in den Bereichen 
ihres Auftrags und in allen Fällen, in denen das Gemein­
schaftsrecht die Anhörung der Behörde vorsieht, wissen­
schaftliche Gutachten ab. 

(23) Aus diesem Grund hat die Kommission am 
23. September 2009 die EFSA beauftragt, auf der Grund­
lage der von Portugal übermittelten neuen Informationen 
und unter Berücksichtigung der Anforderungen von 
Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag zu prüfen, ob sich diese 
Informationen auf den Schutz der Umwelt aufgrund ei­
nes spezifischen Problems der Autonomen Region Ma­
deira beziehen. 

(24) Entsprechend ist ein Gutachten der EFSA erforderlich, 
bevor eine Entscheidung über die portugiesische Notifi­
zierung getroffen werden kann. Angesichts der gemäß 

der portugiesischen Notifizierung größeren Tragweite 
der möglichen negativen Umweltauswirkungen und der 
komplizierten wissenschaftlichen Aspekte des Anbaus 
von GVO in der Autonomen Region Madeira muss der 
EFSA für die Erstellung ihres Gutachtens ein angemesse­
ner Zeitraum zur Verfügung stehen. Aus diesem Grund 
hat die Kommission die EFSA gebeten, ihr Gutachten bis 
zum 31. Januar 2010 abzugeben. 

(25) In seiner Begründung führt Portugal keine Gefahren für 
die menschliche Gesundheit an, die vom Anbau von 
GVO in der Autonomen Region Madeira ausgehen könn­
ten. Es wird zwar besonders auf die Risiken für die Um­
welt und das „ökologische Gleichgewicht“ eingegangen, 
es werden jedoch keinerlei Nachweise für festgestellte 
oder potenzielle Auswirkungen auf die menschliche Ge­
sundheit erbracht. Alle wissenschaftlichen Argumente 
konzentrieren sich ausschließlich auf landwirtschaftliche 
Aspekte und den Schutz der biologischen Vielfalt Madei­
ras. 

(26) Angesichts der Komplexität des Sachverhalts fehlen daher 
wichtige wissenschaftliche Grundlagen, die erforderlich 
sind, um innerhalb des in Artikel 95 Absatz 6 Unter­
absatz 1 EG-Vertrag festgesetzten Zeitraums von sechs 
Monaten, d. h. bis zum 4. November 2009, eine Ent­
scheidung zu treffen. In Anbetracht dieser Komplexität 
und der Tatsache, dass keine Gefährdung der mensch­
lichen Gesundheit vorliegt, sollte die Kommission im Ein­
klang mit Artikel 95 Absatz 6 Unterabsatz 3 EG-Vertrag 
den Zeitraum für eine Entscheidung über die Notifizie­
rung Portugals um weitere sechs Monate, d. h. bis zum 
4. Mai 2010 verlängern — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Zeitraum, innerhalb dessen der von der Republik Portugal 
gemäß Artikel 95 Absatz 5 EG-Vertrag notifizierte Entwurf des 
Decreto Legislativo Regional, mit dem die Autonome Region 
Madeira zur von genetisch veränderten Organismen freien 
Zone erklärt wird, zu billigen oder abzulehnen ist, wird bis 
zum 4. Mai 2010 verlängert. 

Artikel 2 

Diese Entscheidung ist an die Republik Portugal gerichtet. 

Brüssel, den 3. November 2009 

Für die Kommission 

Stavros DIMAS 
Mitglied der Kommission
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III 

(In Anwendung des EU-Vertrags erlassene Rechtsakte) 

IN ANWENDUNG VON TITEL VI DES EU-VERTRAGS ERLASSENE 
RECHTSAKTE 

RAHMENBESCHLUSS 2009/829/JI DES RATES 

vom 23. Oktober 2009 

über die Anwendung — zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union — des Grundsatzes 
der gegenseitigen Anerkennung auf Entscheidungen über Überwachungsmaßnahmen als Alternative 

zur Untersuchungshaft 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbeson­
dere auf Artikel 31 Absatz 1 Buchstaben a und c und Artikel 34 
Absatz 2 Buchstabe b, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ( 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Europäische Union hat sich zum Ziel gesetzt, einen 
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts zu 
erhalten und weiterzuentwickeln. 

(2) Gemäß den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates 
auf seinem Treffen in Tampere vom 15./16. Oktober 
1999, insbesondere nach Nummer 36 dieser Schlussfol­
gerungen, sollte der Grundsatz der gegenseitigen Aner­
kennung auch für im Rahmen des Ermittlungsverfahrens 
ergangene Anordnungen gelten. In Maßnahme Nr. 10 des 
Maßnahmenprogramms zur Umsetzung des Grundsatzes 
der gegenseitigen Anerkennung gerichtlicher Entschei­
dungen in Strafsachen ist die gegenseitige Anerkennung 
von Überwachungsmaßnahmen vorgesehen. 

(3) Die in diesem Rahmenbeschluss enthaltenen Maßnahmen 
sollten darauf abzielen, den Schutz der Allgemeinheit zu 
verbessern, indem dafür gesorgt wird, dass eine in einem 
Mitgliedstaat ansässige Person, gegen die in einem ande­
ren Mitgliedstaat ein Strafverfahren anhängig ist, von den 
Behörden des Staates, in dem sie ansässig ist, bis zur 
Gerichtsverhandlung überwacht werden kann. Ziel dieses 
Rahmenbeschlusses ist infolgedessen die Überwachung 
der Bewegungen eines Beschuldigten in Anbetracht des 
vorrangigen Ziels, die Allgemeinheit zu schützen, sowie 
der Gefahr, der die Allgemeinheit durch die geltende Re­

gelung ausgesetzt ist, bei der nur zwei Alternativen be­
stehen, nämlich die Anordnung von Untersuchungshaft 
oder aber unüberwachte Bewegungen des Beschuldigten. 
Durch die Maßnahmen wird das Recht der gesetzestreuen 
Bürger, in Sicherheit zu leben, somit weiter gestärkt. 

(4) Die in diesem Rahmenbeschluss enthaltenen Maßnahmen 
sollten ferner darauf abzielen, das Recht auf Freiheit und 
die Unschuldsvermutung in der Europäischen Union zu 
stärken und die Zusammenarbeit zwischen den Mitglied­
staaten in den Fällen sicherzustellen, in denen eine Person 
vor einer endgültigen gerichtlichen Entscheidung Auf­
lagen oder Überwachungsmaßnahmen unterworfen wird. 
Infolgedessen zielt dieser Rahmenbeschluss darauf ab, 
soweit angebracht die Anwendung von Maßnahmen 
ohne Freiheitsentzug als Alternative zur Untersuchungs­
haft selbst dann zu fördern, wenn nach dem Recht des 
betroffenen Mitgliedstaats eine Untersuchungshaft nicht 
von Anfang an verhängt werden könnte. 

(5) Hinsichtlich der Inhaftierung von Personen, gegen die ein 
Strafverfahren anhängig ist, besteht die Gefahr, dass Per­
sonen mit Wohnsitz im Verhandlungsstaat anders behan­
delt werden als Personen mit Wohnsitz in einem anderen 
Staat; das heißt, Gebietsfremde laufen Gefahr, in Unter­
suchungshaft genommen zu werden, während Gebiets­
ansässige unter gleichen Umständen auf freiem Fuß blie­
ben. In einem gemeinsamen europäischen Rechtsraum 
ohne Binnengrenzen muss sicher gestellt werden, dass 
eine Person, gegen die ein Strafverfahren anhängig ist 
und die ihren Wohnsitz nicht im Verhandlungsstaat 
hat, nicht anders behandelt wird als eine Person, gegen 
die ein Strafverfahren anhängig ist und die im Verhand­
lungsstaat wohnt. 

(6) In der Bescheinigung, die zusammen mit der Entschei­
dung über Überwachungsmaßnahmen an die zuständige 
Behörde des Vollstreckungsstaats zu übermitteln ist, sollte 
die Anschrift vermerkt werden, an der sich die betroffene 
Person im Vollstreckungsstaat aufhalten wird, sowie alle 
weiteren einschlägigen Angaben, die die Überwachung 
der Überwachungsmaßnahmen im Vollstreckungsstaat er­
leichtern könnten.
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(7) Die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats sollte 
die zuständige Behörde des Anordnungsstaats darüber 
unterrichten, wie lange die Überwachungsmaßnahmen 
im Vollstreckungsstaat höchstens überwacht werden 
könnten, falls eine solche Befristung vorgesehen ist. In 
Mitgliedstaaten, in denen die Überwachungsmaßnahmen 
regelmäßig erneuert werden müssen, gilt diese Höchst­
dauer als Gesamtzeitraum, nach dem eine Erneuerung 
der Überwachungsmaßnahmen rechtlich nicht mehr 
möglich ist. 

(8) Ersuchen der zuständigen Behörde des Vollstreckungs­
staats um Bestätigung der Notwendigkeit, die Über­
wachung von Überwachungsmaßnahmen zu verlängern, 
sollten unbeschadet des Rechts des Anordnungsstaats er­
folgen, das auf die Entscheidung über die Erneuerung, 
Überprüfung und Rücknahme der Entscheidung über 
Überwachungsmaßnahmen Anwendung findet. Ein der­
artiges Ersuchen um Bestätigung sollte die zuständige 
Behörde des Anordnungsstaats nicht dazu verpflichten, 
eine neue Entscheidung zur Verlängerung der Über­
wachung der Überwachungsmaßnahme zu treffen. 

(9) Die zuständige Behörde des Anordnungsstaats ist zustän­
dig für alle weiteren Entscheidungen im Zusammenhang 
mit einer Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen, 
wozu auch die Anordnung von Untersuchungshaft ge­
hört. Untersuchungshaft könnte insbesondere nach einem 
Verstoß gegen die Überwachungsmaßnahmen oder nach 
der Nichteinhaltung der Verpflichtung, Ladungen zu Ver­
nehmungen oder zu Gerichtsverhandlungen in einem 
Strafverfahren nachzukommen, angeordnet werden. 

(10) Um unnötige Kosten und Schwierigkeiten im Zusammen­
hang mit der Überstellung einer Person, gegen die ein 
Strafverfahren anhängig ist, zu einer Vernehmung oder 
Gerichtsverhandlung zu vermeiden, sollten die Mitglied­
staaten die Teilnahme per Telefon- oder Videokonferenz 
zulassen können. 

(11) Im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht und den 
innerstaatlichen Verfahren könnte für Überwachungs­
maßnahmen gegebenenfalls auf die elektronische Über­
wachung zurückgegriffen werden. 

(12) Dieser Rahmenbeschlusses sollte es ermöglichen, dass 
gegen die betroffene Person angeordnete Überwachungs­
maßnahmen im Vollstreckungsstaat überwacht werden 
und zugleich ein ordnungsgemäßes Verfahren gewährleis­
tet und insbesondere sichergestellt ist, dass die betroffene 
Person vor Gericht erscheint. Kehrt die betroffene Person 
nicht freiwillig in den Anordnungsstaat zurück, kann sie 
an diesen im Einklang mit dem Rahmenbeschluss 
2002/584/JI des Rates vom 13. Juni 2002 über den 
Europäischen Haftbefehl und die Übergabeverfahren zwi­
schen den Mitgliedstaaten ( 1 ) (nachstehend „Rahmen­
beschluss über den Europäischen Haftbefehl“ genannt) 
übergeben werden. 

(13) Dieser Rahmenbeschluss erfasst zwar alle Straftaten und 
ist nicht auf Straftaten bestimmter Art oder bestimmter 

Schwere beschränkt, jedoch sollten Überwachungsmaß­
nahmen im Allgemeinen in Fällen weniger schwerwiegen­
der Straftaten angewandt werden. Daher sollten alle Be­
stimmungen des Rahmenbeschlusses über den Europäi­
schen Haftbefehl, ausgenommen Artikel 2 Absatz 1, 
dann gelten, wenn die zuständige Behörde des Vollstre­
ckungsstaats über die Übergabe der betroffenen Person 
zu entscheiden hat. Infolgedessen sollte Artikel 5 Absätze 
2 und 3 des Rahmenbeschlusses über den Europäischen 
Haftbefehl ebenfalls in diesem Fall gelten. 

(14) Die Frage der Kosten für die Reise der betroffenen Person 
vom Vollstreckungsstaat in den Anordnungsstaat im Zu­
sammenhang mit der Überwachung der Überwachungs­
maßnahme oder zum Zwecke der Teilnahme an etwaigen 
Vernehmungen wird durch diesen Rahmenbeschluss 
nicht geregelt. Maßgeblich für die Möglichkeit, dass ins­
besondere der Anordnungsstaat die Kosten ganz oder 
teilweise trägt, ist das innerstaatliche Recht. 

(15) Da das Ziel dieses Rahmenbeschlusses, nämlich die ge­
genseitige Anerkennung von Entscheidungen über Über­
wachungsmaßnahmen in Strafverfahren, auf Ebene der 
Mitgliedstaaten durch einseitiges Vorgehen nicht ausrei­
chend verwirklicht werden kann und daher wegen seines 
Umfangs und seiner Wirkungen besser auf Ebene der 
Union zu verwirklichen ist, kann die Union im Einklang 
mit dem Subsidiaritätsprinzip gemäß Artikel 2 des Ver­
trags über die Europäische Union und Artikel 5 des Ver­
trags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft tätig 
werden. Entsprechend dem im letztgenannten Artikel ge­
nannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht dieser 
Rahmenbeschluss nicht über das zur Erreichung dieses 
Ziels erforderliche Maß hinaus. 

(16) Dieser Rahmenbeschluss achtet die Grundrechte und 
wahrt die Grundsätze, die insbesondere in Artikel 6 des 
Vertrags über die Europäische Union anerkannt werden 
und die auch in der Charta der Grundrechte der Euro­
päischen Union zum Ausdruck kommen. Die Bestim­
mungen dieses Rahmenbeschlusses dürfen nicht so aus­
gelegt werden, als untersagten sie es, die Anerkennung 
einer Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen ab­
zulehnen, wenn objektive Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass sie zum Zwecke der Bestrafung einer Person aus 
Gründen ihres Geschlechts, ihrer Rasse, Religion, eth­
nischen Herkunft, Staatsangehörigkeit, Sprache, politi­
schen Überzeugung oder sexuellen Ausrichtung verhängt 
wurde oder dass diese Person aus einem dieser Gründe 
benachteiligt sein könnte. 

(17) Dieser Rahmenbeschluss sollte jedem Mitgliedstaat die 
Freiheit zur Anwendung seiner verfassungsmäßigen Re­
gelung des Anspruchs auf ein ordnungsgemäßes Ge­
richtsverfahren, der Vereinigungsfreiheit, der Freiheit der 
Presse, der Freiheit der Meinungsäußerung in anderen 
Medien und der Religionsfreiheit belassen. 

(18) Die Bestimmungen dieses Rahmenbeschlusses sollten im 
Einklang mit dem in Artikel 18 des Vertrags zur Grün­
dung der Europäischen Gemeinschaft verankerten Recht 
der Unionsbürger, sich im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaa­
ten frei zu bewegen und aufzuhalten, angewandt werden.
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(19) Die bei der Durchführung dieses Rahmenbeschlusses zu 
verarbeitenden personenbezogenen Daten sollten gemäß 
dem Rahmenbeschluss 2008/977/JI des Rates vom 
27. November 2008 über den Schutz personenbezogener 
Daten, die im Rahmen der polizeilichen und justiziellen 
Zusammenarbeit in Strafsachen verarbeitet werden ( 1 ), 
und gemäß den Grundsätzen des Übereinkommens des 
Europarates vom 28. Januar 1981 zum Schutz des Men­
schen bei der automatischen Verarbeitung personenbezo­
gener Daten, das alle Mitgliedstaaten ratifiziert haben, 
geschützt werden — 

HAT FOLGENDEN RAHMENBESCHLUSS ANGENOMMEN: 

Artikel 1 

Gegenstand 

In diesem Rahmenbeschluss werden Regeln festgelegt, nach de­
nen ein Mitgliedstaat eine in einem anderen Mitgliedstaat als 
Alternative zur Untersuchungshaft erlassene Entscheidung über 
Überwachungsmaßnahmen anerkennt, die einer natürlichen Per­
son auferlegten Überwachungsmaßnahmen überwacht und die 
betroffene Person bei Verstößen gegen diese Maßnahmen dem 
Anordnungsstaat übergibt. 

Artikel 2 

Ziele 

(1) Mit diesem Rahmenbeschluss soll 

a) ein ordnungsgemäßes Verfahren gewährleistet und insbeson­
dere sichergestellt werden, dass die betroffene Person vor 
Gericht erscheint; 

b) während eines Strafverfahrens — soweit angebracht — die 
Anwendung von Maßnahmen ohne Freiheitsentzug in Bezug 
auf Personen gefördert werden, die ihren Aufenthaltsort 
nicht in dem Mitgliedstaat haben, in dem das Verfahren 
stattfindet; 

c) der Schutz der Opfer und der Allgemeinheit verbessert wer­
den. 

(2) Dieser Rahmenbeschluss gibt einer Person in keiner 
Weise ein Anrecht darauf, dass während eines Strafverfahrens 
eine Maßnahme ohne Freiheitsentzug als Alternative zur Unter­
suchungshaft angewandt wird. Hierfür sind die Rechtsvorschrif­
ten und Verfahren des Mitgliedstaats maßgeblich, in dem das 
Strafverfahren stattfindet. 

Artikel 3 

Schutz der öffentlichen Ordnung und der inneren 
Sicherheit 

Dieser Rahmenbeschluss berührt nicht die Wahrnehmung der 
Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten für den Schutz der Opfer, 

der Allgemeinheit und der inneren Sicherheit gemäß Artikel 33 
des Vertrags über die Europäische Union. 

Artikel 4 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieses Rahmenbeschlusses bezeichnet der Ausdruck 

a) „Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen“ eine rechts­
kräftige Entscheidung, die während eines Strafverfahrens von 
einer zuständigen Behörde des Anordnungsstaats im Ein­
klang mit dem innerstaatlichen Recht und den innerstaatli­
chen Verfahren dieses Staates getroffen wurde und mit der 
gegen eine natürliche Person als Alternative zur Unter­
suchungshaft eine oder mehrere Überwachungsmaßnahmen 
verhängt werden; 

b) „Überwachungsmaßnahmen“ Auflagen und Weisungen, die 
nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts und der inner­
staatlichen Verfahren des Anordnungsstaats gegen eine na­
türliche Person verhängt werden; 

c) „Anordnungsstaat“ den Mitgliedstaat, in dem eine Entschei­
dung über Überwachungsmaßnahmen erlassen wurde; 

d) „Vollstreckungsstaat“ den Mitgliedstaat, in dem die Über­
wachungsmaßnahmen überwacht werden. 

Artikel 5 

Grundrechte 

Dieser Rahmenbeschluss berührt nicht die Verpflichtung zur 
Achtung der Grundrechte und der allgemeinen Rechtsgrund­
sätze gemäß Artikel 6 des Vertrags über die Europäische Union. 

Artikel 6 

Benennung der zuständigen Behörden 

(1) Jeder Mitgliedstaat teilt dem Generalsekretariat des Rates 
mit, welche Justizbehörde oder Justizbehörden nach seinem in­
nerstaatlichen Recht gemäß diesem Rahmenbeschluss zuständig 
ist bzw. sind, wenn dieser Mitgliedstaat der Anordnungsstaat 
oder der Vollstreckungsstaat ist. 

(2) Abweichend von Absatz 1 und unbeschadet des Absatzes 
3 können die Mitgliedstaaten bei der Festlegung der für Ent­
scheidungen nach diesem Rahmenbeschluss zuständigen Behör­
den auch Behörden, die keine Justizbehörden sind, benennen, 
sofern diese nach dem innerstaatlichen Recht und den inner­
staatlichen Verfahren für vergleichbare Entscheidungen zustän­
dig sind. 

(3) Entscheidungen nach Artikel 18 Absatz 1 Buchstabe c 
werden von einer zuständigen Justizbehörde erlassen. 

(4) Das Generalsekretariat des Rates macht die erhaltenen 
Angaben allen Mitgliedstaaten und der Kommission zugänglich.
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Artikel 7 

Beteiligung einer zentralen Behörde 

(1) Jeder Mitgliedstaat kann eine zentrale Behörde oder, wenn 
sein Rechtssystem dies vorsieht, mehr als eine zentrale Behörde 
benennen, die seine zuständigen Behörden unterstützt. 

(2) Ein Mitgliedstaat kann, wenn sich dies aufgrund des Auf­
baus seines innerstaatlichen Justizsystems als erforderlich er­
weist, seine zentrale(n) Behörde(n) mit der administrativen Über­
mittlung und Entgegennahme von Entscheidungen über Über­
wachungsmaßnahmen, zusammen mit den in Artikel 10 ge­
nannten Bescheinigungen, sowie des gesamten übrigen damit 
verbundenen amtlichen Schriftverkehrs betrauen. Folglich kön­
nen alle Mitteilungen, Konsultationen, der Austausch von Infor­
mationen, Nachfragen und Notifizierungen zwischen den zu­
ständigen Behörden mit Unterstützung der zentralen Behörde(n) 
des betreffenden Staates abgewickelt werden. 

(3) Ein Mitgliedstaat, der von den in diesem Artikel vorgese­
henen Möglichkeiten Gebrauch machen möchte, übermittelt 
dem Generalsekretariat des Rates die Angaben über die von 
ihm benannte(n) zentrale(n) Behörde(n). Diese Angaben sind 
für alle Behörden des Anordnungsstaats verbindlich. 

Artikel 8 

Arten von Überwachungsmaßnahmen 

(1) Dieser Rahmenbeschluss gilt für folgende Überwachungs­
maßnahmen: 

a) Verpflichtung der Person, der zuständigen Behörde im Voll­
streckungsstaat jeden Wohnsitzwechsel mitzuteilen, und 
zwar insbesondere für die Entgegennahme einer Ladung zu 
einer Vernehmung oder Gerichtsverhandlung im Rahmen 
eines Strafverfahrens; 

b) Verpflichtung, bestimmte Orte, Plätze oder festgelegte Ge­
biete im Anordnungs- oder Vollstreckungsstaat nicht zu be­
treten; 

c) Verpflichtung, sich, gegebenenfalls zu bestimmten Zeiten, an 
einem bestimmten Ort aufzuhalten; 

d) Verpflichtung, mit der das Verlassen des Hoheitsgebiets des 
Vollstreckungsstaats eingeschränkt wird; 

e) Verpflichtung, sich zu bestimmten Zeiten bei einer bestimm­
ten Behörde zu melden; 

f) Verpflichtung, den Kontakt mit bestimmten Personen, die 
mit der bzw. den zur Last gelegte(n) Straftat(en) in Zusam­
menhang stehen, zu meiden. 

(2) Jeder Mitgliedstaat teilt dem Generalsekretariat des Rates 
bei der Umsetzung dieses Rahmenbeschlusses oder zu einem 
späteren Zeitpunkt mit, welche Überwachungsmaßnahmen ne­

ben den in Absatz 1 genannten er zu überwachen bereit ist. 
Dabei kann es sich insbesondere um folgende Maßnahmen han­
deln: 

a) Verpflichtung, sich bestimmter Aktivitäten, die mit der bzw. 
den zur Last gelegte(n) Straftat(en) im Zusammenhang ste­
hen, einschließlich bestimmter Berufe oder Beschäftigungen 
zu enthalten; 

b) Verpflichtung, kein Fahrzeug zu führen; 

c) Verpflichtung, einen bestimmten Geldbetrag zu hinterlegen 
oder eine andere Sicherheitsleistung zu erbringen, entweder 
in festgelegten Raten oder als Gesamtbetrag; 

d) Verpflichtung, sich einer Heilbehandlung oder einer Entzie­
hungskur zu unterziehen; 

e) Verpflichtung, den Kontakt mit bestimmten Gegenständen, 
die mit der bzw. den zur Last gelegte(n) Straftat(en) in Zu­
sammenhang stehen, zu meiden. 

(3) Das Generalsekretariat des Rates macht die gemäß diesem 
Artikel erhaltenen Angaben allen Mitgliedstaaten und der Kom­
mission zugänglich. 

Artikel 9 

Kriterien dafür, an welchen Mitgliedstaat die Entscheidung 
über Überwachungsmaßnahmen übermittelt werden kann 

(1) Eine Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen kann 
der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats übermittelt werden, 
in dem die Person ihren rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat, sofern die Person einer Rückkehr in diesen Mitgliedstaat 
zustimmt, nachdem sie über die betreffenden Maßnahmen un­
terrichtet wurde. 

(2) Die zuständige Behörde im Anordnungsstaat kann auf 
Antrag der Person die Entscheidung über Überwachungsmaß­
nahmen an die zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaats 
als des Mitgliedstaats übermitteln, in dem die Person ihren 
rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt hat, sofern die letzt­
genannte Behörde der Übermittlung zugestimmt hat. 

(3) Bei der Umsetzung dieses Rahmenbeschlusses legen die 
Mitgliedstaaten fest, unter welchen Voraussetzungen ihre zu­
ständigen Behörden der Übermittlung einer Entscheidung über 
Überwachungsmaßnahmen in Fällen nach Absatz 2 zustimmen 
können. 

(4) Jeder Mitgliedstaat setzt das Generalsekretariat des Rates 
anhand einer Mitteilung über die Entscheidungen nach Absatz 3 
in Kenntnis. Die Mitgliedstaaten können den Inhalt dieser Mit­
teilung jederzeit ändern. Das Generalsekretariat macht die erhal­
tenen Angaben allen Mitgliedstaaten und der Kommission zu­
gänglich.
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Artikel 10 

Verfahren für die Übermittlung einer Entscheidung über 
Überwachungsmaßnahmen zusammen mit der 

Bescheinigung 

(1) Übermittelt die zuständige Behörde des Anordnungsstaats 
in Anwendung von Artikel 9 Absatz 1 oder 2 eine Entschei­
dung über Überwachungsmaßnahmen an einen anderen Mit­
gliedstaat, so stellt sie sicher, dass eine Bescheinigung beigefügt 
wird, für die das in Anhang I wiedergegebene Formblatt zu 
verwenden ist. 

(2) Die Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen oder 
eine beglaubigte Abschrift davon wird zusammen mit der Be­
scheinigung von der zuständigen Behörde des Anordnungsstaats 
unmittelbar an die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats 
in einer Form übermittelt, die einen schriftlichen Nachweis un­
ter Bedingungen ermöglicht, die dem Vollstreckungsstaat die 
Feststellung der Echtheit gestatten. Das Original der Entschei­
dung über Überwachungsmaßnahmen oder eine beglaubigte 
Abschrift davon sowie das Original der Bescheinigung werden 
dem Vollstreckungsstaat auf Verlangen übermittelt. Sämtliche 
offiziellen Mitteilungen erfolgen ebenfalls unmittelbar zwischen 
den genannten zuständigen Behörden. 

(3) Die Bescheinigung ist von der zuständigen Behörde des 
Anordnungsstaats zu unterzeichnen; hierbei bestätigt die Be­
hörde die Richtigkeit des Inhalts der Bescheinigung. 

(4) Die in Absatz 1 dieses Artikels genannte Bescheinigung 
darf, neben den in Artikel 8 Absatz 1 genannten Maßnahmen, 
nur solche Maßnahmen enthalten, die vom Vollstreckungsstaat 
nach Artikel 8 Absatz 2 mitgeteilt wurden. 

(5) Die zuständige Behörde des Anordnungsstaats: 

a) gibt gegebenenfalls den Zeitraum an, für den die Entschei­
dung über Überwachungsmaßnahmen gilt, und ob eine Er­
neuerung dieser Entscheidung möglich ist; 

und 

b) gibt unverbindlich an, wie lange die Überwachung der Über­
wachungsmaßnahmen voraussichtlich erforderlich ist, und 
berücksichtigt dabei alle Umstände des Falles, die bei Über­
mittlung der Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen 
bekannt sind. 

(6) Die zuständige Behörde des Anordnungsstaats übermittelt 
die Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen zusammen 
mit der Bescheinigung jeweils nur einem Vollstreckungsstaat. 

(7) Ist der zuständigen Behörde des Anordnungsstaats nicht 
bekannt, welche Behörde im Vollstreckungsstaat zuständig ist, 
so versucht sie, diese beim Vollstreckungsstaat mit allen ihr zur 
Verfügung stehenden Mitteln — auch über die durch die Ge­
meinsame Maßnahme 98/428/JI des Rates vom 29. Juni 1998 
zur Einrichtung eines Europäischen Justiziellen Netzes ( 1 ) einge­

führten Kontaktstellen des Europäischen Justiziellen Netzes — 
in Erfahrung zu bringen. 

(8) Ist eine Behörde im Vollstreckungsstaat, die eine Entschei­
dung über Überwachungsmaßnahmen zusammen mit einer Be­
scheinigung erhält, nicht zuständig, diese Entscheidung anzuer­
kennen, so übermittelt diese Behörde die Entscheidung zusam­
men mit der Bescheinigung von Amts wegen der zuständigen 
Behörde. 

Artikel 11 

Zuständigkeit für die Überwachung der 
Überwachungsmaßnahmen 

(1) Solange die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats 
die an sie übermittelte Entscheidung über Überwachungsmaß­
nahmen nicht anerkannt und die zuständige Behörde des An­
ordnungsstaats nicht von der Anerkennung in Kenntnis gesetzt 
hat, liegt die Zuständigkeit für die Überwachung der angeord­
neten Überwachungsmaßnahmen weiter bei der zuständigen 
Behörde des Anordnungsstaats. 

(2) Ist die Zuständigkeit für die Überwachung von Über­
wachungsmaßnahmen auf die zuständige Behörde des Vollstre­
ckungsstaats übergegangen, so geht die Zuständigkeit wieder auf 
die zuständige Behörde des Anordnungsstaats über, 

a) wenn die betroffene Person ihren rechtmäßigen gewöhnli­
chen Aufenthalt in einen anderen Staat als den Vollstre­
ckungsstaat verlegt hat; 

b) sobald die zuständige Behörde des Anordnungsstaats der 
zuständigen Behörde des Vollstreckungsstaats nach 
Artikel 13 Absatz 3 die Rücknahme der in Artikel 10 Absatz 
1 genannten Bescheinigung notifiziert hat; 

c) wenn die zuständige Behörde des Anordnungsstaats die 
Überwachungsmaßnahmen geändert hat und die zuständige 
Behörde des Vollstreckungsstaats es in Anwendung von 
Artikel 18 Absatz 4 Buchstabe b abgelehnt hat, die geänder­
ten Überwachungsmaßnahmen zu überwachen, weil sie nicht 
unter die Art von Überwachungsmaßnahmen gemäß 
Artikel 8 Absatz 1 und/oder jene fallen, die der betreffende 
Vollstreckungsstaat gemäß Artikel 8 Absatz 2 mitgeteilt hat; 

d) wenn der in Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe b genannte 
Zeitraum abgelaufen ist; 

e) wenn die zuständige Behörde im Vollstreckungsstaat be­
schlossen hat, die Überwachung der Überwachungsmaßnah­
men einzustellen und die zuständige Behörde im Anord­
nungsstaat gemäß Artikel 23 davon unterrichtet hat. 

(3) In den Fällen gemäß Absatz 2 konsultieren die zuständi­
gen Behörden des Anordnungs- und des Vollstreckungsstaats 
einander, um soweit wie möglich jede Unterbrechung der Über­
wachung der Überwachungsmaßnahmen zu vermeiden.
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Artikel 12 

Entscheidung im Vollstreckungsstaat 

(1) Die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats erkennt 
die Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen, die nach 
Artikel 9 und in Anwendung des Verfahrens nach Artikel 10 
übermittelt worden ist, so schnell wie möglich, auf jeden Fall 
aber innerhalb von 20 Arbeitstagen nach Erhalt der Entschei­
dung über Überwachungsmaßnahmen und der Bescheinigung, 
an, und ergreift unverzüglich alle für die Überwachung der 
Überwachungsmaßnahmen erforderlichen Maßnahmen, es sei 
denn, sie beschließt, einen der Gründe für die Nichtanerkennung 
nach Artikel 15 geltend zu machen. 

(2) Wurde gegen die in Absatz 1 genannte Entscheidung ein 
Rechtsbehelf eingelegt, so wird die Frist für die Anerkennung 
der Entscheidung über die Überwachungsmaßnahmen um wei­
tere 20 Arbeitstage verlängert. 

(3) Ist es der zuständigen Behörde des Vollstreckungsstaats 
aufgrund außergewöhnlicher Umstände nicht möglich, die Fris­
ten nach den Absätzen 1 und 2 einzuhalten, so unterrichtet sie 
unverzüglich die zuständige Behörde des Anordnungsstaats in 
jeder beliebigen Form und gibt dabei die Gründe für die Ver­
zögerung und die Zeit an, die voraussichtlich für eine endgültige 
Entscheidung benötigt wird. 

(4) Die zuständige Behörde kann die Entscheidung über die 
Anerkennung der Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen 
aufschieben, wenn die Bescheinigung nach Artikel 10 unvoll­
ständig ist oder offensichtlich nicht der Entscheidung über Über­
wachungsmaßnahmen entspricht, und zwar bis zum Ablauf 
einer angemessenen Frist für die Ergänzung oder Berichtigung 
der Bescheinigung. 

Artikel 13 

Anpassung der Überwachungsmaßnahmen 

(1) Ist die Art der Überwachungsmaßnahmen mit dem Recht 
des Vollstreckungsstaats nicht vereinbar, so kann die zuständige 
Behörde dieses Mitgliedstaats sie an die nach dessen Recht für 
entsprechende Straftaten geltenden Arten von Überwachungs­
maßnahmen anpassen. Die angepasste Überwachungsmaß­
nahme muss so weit wie möglich der im Anordnungsstaat an­
geordneten Überwachungsmaßnahme entsprechen. 

(2) Die angepasste Überwachungsmaßnahme darf nicht 
schwerwiegender als die ursprünglich angeordnete Über­
wachungsmaßnahme sein. 

(3) Nach Erhalt von Informationen gemäß Artikel 20 Absatz 
2 Buchstabe b oder f kann die zuständige Behörde des Anord­
nungsstaats entscheiden, die Bescheinigung zurückzunehmen, 
solange die Überwachung im Vollstreckungsstaat noch nicht 
begonnen hat. Diese Entscheidung muss auf jeden Fall so 
schnell wie möglich, spätestens aber innerhalb von zehn Tagen 
nach Erhalt der betreffenden Unterrichtung, ergehen und mit­
geteilt werden. 

Artikel 14 

Beiderseitige Strafbarkeit 

(1) Folgende Straftaten führen, wenn sie im Anordnungsstaat 
nach der Ausgestaltung in dessen Recht mit einer Freiheitsstrafe 
oder freiheitsentziehenden Maßnahme im Höchstmaß von min­
destens drei Jahren bedroht sind, gemäß diesem Rahmen­
beschluss auch ohne Überprüfung des Vorliegens der beidersei­
tigen Strafbarkeit zur Anerkennung der Entscheidung über 
Überwachungsmaßnahmen: 

— Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung, 

— Terrorismus, 

— Menschenhandel, 

— sexuelle Ausbeutung von Kindern und Kinderpornographie, 

— illegaler Handel mit Drogen und psychotropen Stoffen, 

— illegaler Handel mit Waffen, Munition und Sprengstoffen, 

— Korruption, 

— Betrugsdelikte, einschließlich Betrug zum Nachteil der finan­
ziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften im 
Sinne des Übereinkommens vom 26. Juli 1995 über den 
Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemein­
schaften ( 1 ), 

— Wäsche von Erträgen aus Straftaten, 

— Geldfälschung, einschließlich der Euro-Fälschung, 

— Cyberkriminalität, 

— Umweltkriminalität, einschließlich des illegalen Handels mit 
bedrohten Tierarten oder mit bedrohten Pflanzen- und 
Baumarten, 

— Beihilfe zur illegalen Einreise und zum illegalen Aufenthalt, 

— vorsätzliche Tötung, schwere Körperverletzung, 

— illegaler Handel mit menschlichen Organen und mensch­
lichem Gewebe, 

— Entführung, Freiheitsberaubung und Geiselnahme, 

— Rassismus und Fremdenfeindlichkeit,
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— Diebstahl in organisierter Form oder mit Waffen, 

— illegaler Handel mit Kulturgütern, einschließlich Antiquitäten 
und Kunstgegenständen, 

— Betrug, 

— Erpressung und Schutzgelderpressung, 

— Nachahmung und Produktpiraterie, 

— Fälschung von amtlichen Dokumenten und Handel damit, 

— Fälschung von Zahlungsmitteln, 

— illegaler Handel mit Hormonen und anderen Wachstumsför­
derern, 

— illegaler Handel mit nuklearen und radioaktiven Substanzen, 

— Handel mit gestohlenen Kraftfahrzeugen, 

— Vergewaltigung, 

— Brandstiftung, 

— Verbrechen, die in die Zuständigkeit des Internationalen 
Strafgerichtshofs fallen, 

— Flugzeug-/Schiffsentführung, 

— Sabotage. 

(2) Der Rat kann einstimmig und nach Anhörung des Euro­
päischen Parlaments gemäß Artikel 39 Absatz 1 des Vertrags 
über die Europäische Union jederzeit beschließen, weitere Arten 
von Straftaten in die Liste des Absatzes 1 aufzunehmen. Der Rat 
prüft anhand des ihm nach Artikel 27 dieses Rahmenbeschlus­
ses unterbreiteten Berichts, ob es sich empfiehlt, diese Liste 
auszuweiten oder zu ändern. 

(3) Bei Straftaten, die nicht unter Absatz 1 fallen, kann der 
Vollstreckungsstaat die Anerkennung der Entscheidung über 
Überwachungsmaßnahmen davon abhängig machen, dass die 
der Entscheidung zugrunde liegenden Handlungen auch nach 
dem Recht des Vollstreckungsstaats eine Straftat darstellen, un­
abhängig von den Tatbestandsmerkmalen oder der Bezeichnung 
der Straftat. 

(4) Die Mitgliedstaaten können aus verfassungsrechtlichen 
Gründen bei der Annahme dieses Rahmenbeschlusses in einer 
dem Generalsekretariat des Rates notifizierten Erklärung mittei­
len, dass sie Absatz 1 in Bezug auf einige oder alle der dort 
genannten Straftaten nicht anwenden werden. Diese Erklärung 
kann jederzeit zurückgenommen werden. Die Erklärungen oder 
Rücknahmen werden im Amtsblatt der Europäischen Union ver­
öffentlicht. 

Artikel 15 

Gründe für die Nichtanerkennung 

(1) Die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats kann die 
Anerkennung der Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen 
ablehnen, wenn: 

a) die Bescheinigung nach Artikel 10 unvollständig ist oder der 
Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen offensichtlich 
nicht entspricht und nicht innerhalb einer von der zuständi­
gen Behörde des Vollstreckungsstaats gesetzten angemesse­
nen Frist vervollständigt oder berichtigt wurde; 

b) die in Artikel 9 Absatz 1, Artikel 9 Absatz 2 oder Artikel 10 
Absatz 4 genannten Kriterien nicht erfüllt sind; 

c) die Anerkennung der Entscheidung über Überwachungsmaß­
nahmen dem Grundsatz ne bis in idem zuwiderlaufen 
würde; 

d) sich die Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen in 
Fällen nach Artikel 14 Absatz 3 und, sofern der Vollstre­
ckungsstaat eine Erklärung nach Artikel 14 Absatz 4 abge­
geben hat, in Fällen nach Artikel 14 Absatz 1 auf eine Hand­
lung bezieht, die nach dem Recht des Vollstreckungsstaats 
keine Straftat darstellen würde; in Steuer-, Zoll- und Wäh­
rungsangelegenheiten kann die Vollstreckung der Entschei­
dung jedoch nicht aus dem Grund abgelehnt werden, dass 
das Recht des Vollstreckungsstaats keine gleichartigen Steu­
ern vorschreibt oder keine gleichartigen Steuer-, Zoll- und 
Währungsbestimmungen enthält wie das Recht des Anord­
nungsstaats; 

e) die Strafverfolgung nach dem Recht des Vollstreckungsstaats 
bereits verjährt ist und sich auf eine Handlung bezieht, für 
die der Vollstreckungsstaat nach seinem innerstaatlichen 
Recht zuständig ist; 

f) nach dem Recht des Vollstreckungsstaats Immunität besteht, 
die die Überwachung der Überwachungsmaßnahmen un­
möglich macht; 

g) die Person nach dem Recht des Vollstreckungsstaats auf­
grund ihres Alters für die Handlung, die der Entscheidung 
über Überwachungsmaßnahmen zugrunde liegt, strafrecht­
lich nicht zur Verantwortung gezogen werden kann; 

h) sie es im Falle eines Verstoßes gegen die Überwachungsmaß­
nahmen ablehnen müsste, die betroffene Person nach Maß­
gabe des Rahmenbeschlusses 2002/584/JI des Rates vom 
13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl und die 
Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten ( 1 ) (nachste­
hend „Rahmenbeschluss über den Europäischen Haftbefehl“ 
genannt) zu übergeben.
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(2) Bevor die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats in 
den Fällen des Absatzes 1 Buchstaben a, b und c beschließt, die 
Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen nicht anzuerken­
nen, konsultiert sie auf geeignete Art und Weise die zuständige 
Behörde des Anordnungsstaats und bittet diese gegebenenfalls 
um die unverzügliche Übermittlung aller erforderlichen zusätz­
lichen Angaben. 

(3) Gelangt die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats 
zu der Ansicht, dass die Anerkennung einer Entscheidung über 
Überwachungsmaßnahmen auf der Grundlage von Absatz 1 
Buchstabe h versagt werden könnte, ist sie aber dennoch bereit, 
die Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen anzuerken­
nen und die darin enthaltenen Überwachungsmaßnahmen zu 
überwachen, so unterrichtet sie die zuständige Behörde des An­
ordnungsstaats hiervon und gibt die Gründe für die mögliche 
Versagung an. In diesem Fall kann die zuständige Behörde des 
Anordnungsstaats entscheiden, die Bescheinigung nach 
Artikel 13 Absatz 3 Satz 2 zurückzunehmen. Nimmt die zu­
ständige Behörde des Anordnungsstaats die Bescheinigung nicht 
zurück, kann die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats 
die Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen anerkennen 
und die darin enthaltenen Überwachungsmaßnahmen über­
wachen, in dem gegenseitigen Verständnis, dass die betroffene 
Person nicht auf der Grundlage eines Europäischen Haftbefehls 
übergeben werden könnte. 

Artikel 16 

Für die Überwachung maßgebliches Recht 

Auf die Überwachung der Überwachungsmaßnahmen ist das 
Recht des Vollstreckungsstaats anwendbar. 

Artikel 17 

Fortsetzung der Überwachung von 
Überwachungsmaßnahmen 

Läuft der Zeitraum nach Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe b ab 
und sind die Überwachungsmaßnahmen weiterhin erforderlich, 
kann die zuständige Behörde des Anordnungsstaats die zustän­
dige Behörde des Vollstreckungsstaats ersuchen, die Über­
wachung der Überwachungsmaßnahmen angesichts der Um­
stände des jeweiligen Falles und der voraussichtlichen Folgen 
für die Person in dem Falle, dass Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe 
d angewandt würde, zu verlängern. Die zuständige Behörde des 
Anordnungsstaats gibt an, für welchen Zeitraum diese Verlän­
gerung voraussichtlich erforderlich ist. 

Die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats entscheidet 
über dieses Ersuchen nach Maßgabe ihres nationalen Rechts 
und gibt gegebenenfalls die Höchstdauer der Verlängerung an. 
In diesen Fällen kann Artikel 18 Absatz 3 zur Anwendung 
gelangen. 

Artikel 18 

Zuständigkeit für alle weiteren Entscheidungen und 
maßgebliches Recht 

(1) Unbeschadet des Artikels 3 ist die zuständige Behörde des 
Anordnungsstaats zuständig für alle weiteren Entscheidungen 

im Zusammenhang mit einer Entscheidung über Überwachungs­
maßnahmen. Zu solchen weiteren Entscheidungen gehören ins­
besondere: 

a) Erneuerung, Überprüfung und Rücknahme der Entscheidung 
über Überwachungsmaßnahmen; 

b) Änderung der Überwachungsmaßnahmen; 

c) Ausstellung eines Haftbefehls oder Erlassen einer anderen 
vollstreckbaren justiziellen Entscheidung mit gleicher Rechts­
wirkung. 

(2) Auf die nach Absatz 1 ergangenen Entscheidungen ist das 
Recht des Anordnungsstaats anwendbar. 

(3) Soweit nach ihrem nationalen Recht erforderlich, kann 
eine zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats beschließen, 
das in diesem Rahmenbeschluss festgelegte Anerkennungsver­
fahren anzuwenden, um in Absatz 1 Buchstaben a und b ge­
nannte Entscheidungen in ihrer nationalen Rechtsordnung wirk­
sam werden zu lassen. Eine solche Anerkennung darf keine 
neue Prüfung der Gründe für die Nichtanerkennung zur Folge 
haben. 

(4) Hat die zuständige Behörde des Anordnungsstaats die 
Überwachungsmaßnahmen gemäß Absatz 1 Buchstabe b geän­
dert, so kann die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats 

a) diese geänderten Maßnahmen gemäß Artikel 13 anpassen, 
sofern die Art der geänderten Überwachungsmaßnahmen 
mit dem Recht des Vollstreckungsstaats unvereinbar ist, 

oder 

b) die Überwachung der geänderten Überwachungsmaßnahmen 
ablehnen, sofern diese Maßnahmen nicht unter die Art der 
Überwachungsmaßnahmen gemäß Artikel 8 Absatz 1 und/ 
oder nicht unter jene fallen, die der betroffene Vollstre­
ckungsstaat gemäß Artikel 8 Absatz 2 mitgeteilt hat. 

(5) Die Zuständigkeit der zuständigen Behörde des Anord­
nungsstaats gemäß Absatz 1 gilt unbeschadet der Verfahren, 
die gegebenenfalls im Vollstreckungsstaat gegen die betroffene 
Person im Zusammenhang mit von ihr begangenen Straftaten 
eingeleitet werden, wenn dies andere Taten als diejenigen sind, 
die der Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen zugrunde 
liegen. 

Artikel 19 

Pflichten der beteiligten Behörden 

(1) Die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats kann 
während der Überwachung der Überwachungsmaßnahmen die 
zuständige Behörde des Anordnungsstaats jederzeit um Aus­
kunft darüber ersuchen, ob die Maßnahmen unter den jeweils 
gegebenen Umständen des Falles noch weiter überwacht werden 
müssen. Die zuständige Behörde des Anordnungsstaats beant­
wortet dieses Ersuchen umgehend, gegebenenfalls indem sie eine 
weitere Entscheidung nach Artikel 18 Absatz 1 trifft.
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(2) Vor Ablauf der Frist nach Artikel 10 Absatz 5 teilt die 
zuständige Behörde des Anordnungsstaats von Amts wegen 
oder auf Ersuchen der zuständigen Behörde des Vollstreckungs­
staats mit, für welchen zusätzlichen Zeitraum die Überwachung 
der Maßnahmen gegebenenfalls noch für erforderlich gehalten 
wird. 

(3) Die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats unter­
richtet die zuständige Behörde des Anordnungsstaats unverzüg­
lich über jeden Verstoß gegen eine Überwachungsmaßnahme 
und über alle sonstigen Erkenntnisse, die eine weitere Entschei­
dung nach Artikel 18 Absatz 1 nach sich ziehen könnten. Die 
Meldung erfolgt unter Verwendung des in Anhang II wiederge­
gebenen Formblatts. 

(4) Im Hinblick auf die Vernehmung der betroffenen Person 
kann auf die in völkerrechtlichen Übereinkünften und Überein­
künften nach dem Recht der Europäischen Union vorgesehenen 
Verfahren und Bedingungen entsprechend zurückgegriffen wer­
den, wonach Vernehmungen per Telefon- und Videokonferenz 
durchgeführt werden können, insbesondere wenn die Rechtsvor­
schriften des Anordnungsstaats vorsehen, dass eine gerichtliche 
Vernehmung vorgenommen werden muss, bevor eine Entschei­
dung gemäß Artikel 18 Absatz 1 getroffen wird. 

(5) Die zuständige Behörde des Anordnungsstaats unterrich­
tet die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats unverzüglich 
über jede Entscheidung nach Artikel 18 Absatz 1 und darüber, 
dass ein Rechtsbehelf gegen eine Entscheidung über Über­
wachungsmaßnahmen eingelegt worden ist. 

(6) Wurde die Bescheinigung bezüglich der Entscheidung 
über Überwachungsmaßnahmen zurückgenommen, so beendet 
die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats die angeord­
neten Maßnahmen, sobald sie von der zuständigen Behörde 
des Anordnungsstaats hiervon gebührend in Kenntnis gesetzt 
wird. 

Artikel 20 

Unterrichtung durch den Vollstreckungsstaat 

(1) Hat eine Behörde des Vollstreckungsstaats eine Entschei­
dung über Überwachungsmaßnahmen, für deren Anerkennung 
sie nicht zuständig ist, zusammen mit einer Bescheinigung er­
halten, so unterrichtet sie die zuständige Behörde des Anord­
nungsstaats darüber, an welche Behörde sie diese Entscheidung 
zusammen mit der Bescheinigung gemäß Artikel 10 Absatz 8 
weitergeleitet hat. 

(2) Die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats unter­
richtet die zuständige Behörde des Anordnungsstaats in einer 
Form, die einen schriftlichen Nachweis ermöglicht, unverzüglich 
über: 

a) jeden Wohnsitzwechsel der betroffenen Person; 

b) den maximalen Zeitraum, während dessen die Über­
wachungsmaßnahmen im Vollstreckungsstaat überwacht 
werden dürfen, falls nach dem Recht des Vollstreckungsstaats 
eine solche Höchstdauer vorgesehen ist; 

c) den Umstand, dass die Überwachung der Überwachungs­
maßnahmen in der Praxis unmöglich ist, weil nach der Über­
mittlung der Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen 
und der Bescheinigung an den Vollstreckungsstaat die Person 
im Hoheitsgebiet des Vollstreckungsstaats nicht auffindbar 
ist; in diesem Fall besteht für den Vollstreckungsstaat keine 
Verpflichtung zur Überwachung der Überwachungsmaßnah­
men; 

d) den Umstand, dass ein Rechtsbehelf gegen eine Entscheidung 
über die Anerkennung einer Entscheidung über Über­
wachungsmaßnahmen eingelegt wurde; 

e) die endgültige Entscheidung, die Entscheidung über Über­
wachungsmaßnahmen anzuerkennen und alle erforderlichen 
Maßnahmen für die Überwachung der Überwachungsmaß­
nahmen zu ergreifen; 

f) die Entscheidung, die Überwachungsmaßnahmen gemäß 
Artikel 13 anzupassen; 

g) die Entscheidung, die Entscheidung über Überwachungsmaß­
nahmen nicht anzuerkennen und die Zuständigkeit für die 
Überwachung der Überwachungsmaßnahmen gemäß 
Artikel 15 nicht zu übernehmen, zusammen mit der Begrün­
dung der Entscheidung. 

Artikel 21 

Übergabe der Person 

(1) Hat die zuständige Behörde des Anordnungsstaats einen 
Haftbefehl ausgestellt oder eine andere vollstreckbare justizielle 
Entscheidung mit gleicher Rechtswirkung erlassen, so wird die 
Person im Einklang mit dem Rahmenbeschluss über den Euro­
päischen Haftbefehl übergeben. 

(2) In diesem Zusammenhang kann die zuständige Behörde 
des Vollstreckungsstaats Artikel 2 Absatz 1 des Rahmen­
beschlusses über den Europäischen Haftbefehl nicht geltend ma­
chen, um die Übergabe der Person zu verweigern. 

(3) Jeder Mitgliedstaat kann dem Generalsekretariat des Rates 
bei der Umsetzung dieses Rahmenbeschlusses oder zu einem 
späteren Zeitpunkt mitteilen, dass er auch Artikel 2 Absatz 1 
des Rahmenbeschlusses über den Europäischen Haftbefehl bei 
der Entscheidung über die Übergabe der betroffenen Person an 
den Anordnungsstaat anwenden wird. 

(4) Das Generalsekretariat des Rates macht die gemäß Absatz 
3 erhaltenen Angaben allen Mitgliedstaaten und der Kommis­
sion zugänglich. 

Artikel 22 

Konsultationen 

(1) Sofern dies durchführbar ist, konsultieren die zuständigen 
Behörden des Anordnungsstaats und des Vollstreckungsstaats 
einander, 

a) während der Vorbereitung oder zumindest vor der Weiter­
leitung einer Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen 
zusammen mit der in Artikel 10 genannten Bescheinigung;
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b) um die reibungslose und effiziente Überwachung der Über­
wachungsmaßnahmen zu erleichtern; 

c) wenn die Person einen schwerwiegenden Verstoß gegen die 
angeordneten Überwachungsmaßnahmen begangen hat. 

(2) Die zuständige Behörde im Anordnungsstaat trägt etwai­
gen von der zuständigen Behörde des Vollstreckungsstaats über­
mittelten Angaben über das Risiko, das die betroffene Person für 
die Opfer und die Allgemeinheit darstellen könnte, gebührend 
Rechnung. 

(3) In Anwendung von Absatz 1 tauschen die zuständigen 
Behörden des Anordnungs- und des Vollstreckungsstaats alle 
sachdienlichen Informationen aus, unter anderem: 

a) Informationen, die die Überprüfung der Identität und des 
Wohnorts der betroffenen Person ermöglichen; 

b) einschlägige Informationen aus den Strafregistern gemäß den 
anwendbaren Rechtsinstrumenten. 

Artikel 23 

Unbeantwortete Meldungen 

(1) Hat die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats meh­
rere Meldungen gemäß Artikel 19 Absatz 3 bezüglich derselben 
Person an die zuständige Behörde des Anordnungsstaats über­
mittelt, ohne dass die letztgenannte Behörde daraufhin eine 
Entscheidung gemäß Artikel 18 Absatz 1 getroffen hat, so 
kann die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats die zu­
ständige Behörde des Anordnungsstaats auffordern, innerhalb 
einer angemessenen Frist eine solche Entscheidung zu treffen. 

(2) Wird die zuständige Behörde des Anordnungsstaats nicht 
innerhalb der von der zuständigen Behörde des Vollstreckungs­
staats gesetzten Frist tätig, so kann die letztgenannte Behörde 
beschließen, die Überwachung der Überwachungsmaßnahmen 
einzustellen. In diesem Fall unterrichtet sie die zuständige Be­
hörde des Anordnungsstaats über ihre Entscheidung, und die 
Zuständigkeit für die Überwachung der Überwachungsmaßnah­
men geht gemäß Artikel 11 Absatz 2 wieder auf die zuständige 
Behörde des Anordnungsstaats über. 

(3) Ist nach dem Recht des Vollstreckungsstaats eine regel­
mäßige Bestätigung der Notwendigkeit, die Überwachung der 
Überwachungsmaßnahmen zu verlängern, erforderlich, so 
kann die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats die zu­
ständige Behörde des Anordnungsstaats ersuchen, diese Bestäti­
gung zu übermitteln, wobei sie eine angemessene Frist für die 
Beantwortung dieses Ersuchens setzt. Antwortet die zuständige 
Behörde des Anordnungsstaats nicht innerhalb der betreffenden 
Frist, kann die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats ein 
neues Ersuchen an die zuständige Behörde des Anordnungs­
staats richten, wobei sie eine angemessene Frist für die Beant­
wortung dieses Ersuchens setzt und angibt, dass sie entscheiden 
kann, die Überwachung der Überwachungsmaßnahmen ein­
zustellen, wenn innerhalb dieser Frist keine Antwort eingeht. 
Erhält die zuständige Behörde des Vollstreckungsstaats innerhalb 

der festgesetzten Frist keine Antwort auf dieses neue Ersuchen, 
kann sie nach Absatz 2 tätig werden. 

Artikel 24 

Sprachenregelung 

Die Bescheinigungen werden in die Amtssprache oder eine der 
Amtssprachen des Vollstreckungsstaats übersetzt. Jeder Mitglied­
staat kann zum Zeitpunkt der Annahme dieses Rahmen­
beschlusses oder später in einer beim Generalsekretariat des 
Rates hinterlegten Erklärung angeben, dass er eine Übersetzung 
in eine oder mehrere andere Amtssprachen der Organe der 
Europäischen Union akzeptiert. 

Artikel 25 

Kosten 

Die Kosten, die bei der Anwendung dieses Rahmenbeschlusses 
entstehen, werden vom Vollstreckungsstaat getragen, ausgenom­
men solche, die ausschließlich im Hoheitsgebiet des Anord­
nungsstaats entstehen. 

Artikel 26 

Verhältnis zu anderen Übereinkünften und Vereinbarungen 

(1) Soweit bilaterale oder multilaterale Übereinkünfte oder 
Vereinbarungen die Ausweitung der Ziele dieses Rahmen­
beschlusses gestatten und zu einer weiteren Vereinfachung 
oder Erleichterung der gegenseitigen Anerkennung von Ent­
scheidungen über Überwachungsmaßnahmen beitragen, können 
die Mitgliedstaaten: 

a) die bei Inkrafttreten dieses Rahmenbeschlusses geltenden bi­
lateralen oder multilateralen Übereinkünfte oder Verein­
barungen weiterhin anwenden, 

b) nach Inkrafttreten dieses Rahmenbeschlusses bilaterale oder 
multilaterale Übereinkünfte oder Vereinbarungen schließen. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Übereinkünfte und Verein­
barungen dürfen das Verhältnis zu Mitgliedstaaten, die ihnen 
nicht beigetreten sind, keinesfalls beeinträchtigen. 

(3) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission und den 
Rat bis zum 1. März 2010 über bestehende Übereinkünfte und 
Vereinbarungen nach Absatz 1 Buchstabe a, die sie weiterhin 
anwenden wollen. 

(4) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission und den 
Rat ferner über alle neuen Übereinkünfte oder Vereinbarungen 
nach Absatz 1 Buchstabe b binnen drei Monaten nach deren 
Unterzeichnung. 

Artikel 27 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnah­
men, um diesem Rahmenbeschluss bis zum 1. Dezember 
2012 nachzukommen.
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(2) Die Mitgliedstaaten teilen dem Rat und der Kommission 
bis zu demselben Termin den Wortlaut der Bestimmungen mit, 
mit denen sie die sich aus diesem Rahmenbeschluss ergebenden 
Verpflichtungen in ihr innerstaatliches Recht umgesetzt haben. 

Artikel 28 

Bericht 

(1) Die Kommission erstellt bis zum 1. Dezember 2013 ei­
nen Bericht auf der Grundlage der Angaben der Mitgliedstaaten 
nach Artikel 27 Absatz 2. 

(2) Anhand dieses Berichts wird der Rat Folgendes beurteilen: 

a) inwieweit die Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen 
getroffen haben, um dem Rahmenbeschluss nachzukommen, 
und 

b) die Anwendung dieses Rahmenbeschlusses. 

(3) Dem Bericht werden erforderlichenfalls Legislativvor­
schläge beigefügt. 

Artikel 29 

Inkrafttreten 

Dieser Rahmenbeschluss tritt am zwanzigsten Tag nach seiner 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu Luxemburg am 23. Oktober 2009. 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
T. BILLSTRÖM
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ANHANG I 

BESCHEINIGUNG 

nach Artikel 10 des Rahmenbeschlusses 2009/829/JI des Rates vom 23. Oktober 2009 über die Anwendung — zwischen 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union — des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Entscheidungen über 

Überwachungsmaßnahmen als Alternative zur Untersuchungshaft ( 1 ) 

a) Anordnungsstaat: 

Vollstreckungsstaat: 

b) Behörde, die die Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen getroffen hat: 

Offizielle Bezeichnung: 

Bitte angeben, bei welcher der nachfolgenden Stellen zusätzliche Informationen zu der Entscheidung über Über­
wachungsmaßnahmen eingeholt werden können: 

 oben angegebene Behörde 

 Zentralbehörde; falls dieses Feld angekreuzt wurde, bitte die offizielle Bezeichnung der Zentralbehörde angeben: 

 sonstige zuständige Behörde; falls dieses Feld angekreuzt wurde, bitte die offizielle Bezeichnung der Behörde 
angeben: 

Kontaktdaten der ausstellenden Behörde/der Zentralbehörde/der sonstigen zuständigen Behörde: 

Anschrift: 

Tel. (Ländervorwahl) (Ortsnetzkennzahl): 

Fax (Ländervorwahl) (Ortsnetzkennzahl): 

Angaben zu der/den Person(en), die zu kontaktieren ist/sind: 

Familienname: 

Vorname(n): 

Funktion (Titel/Dienstrang): 

Tel. (Ländervorwahl) (Ortsnetzkennzahl): 

Fax (Ländervorwahl) (Ortsnetzkennzahl): 

E-Mail (sofern vorhanden): 

Sprachen, in denen verkehrt werden kann:
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c) Bitte angeben, welche Behörde zu kontaktieren ist, wenn zusätzliche Informationen für die Zwecke der Über­
wachung der Überwachungsmaßnahmen eingeholt werden sollen: 

 die unter Buchstabe b genannte Behörde 

 eine andere Behörde; falls dieses Feld angekreuzt wurde, bitte die offizielle Bezeichnung der Behörde angeben: 

Kontaktdaten der Behörde, sofern diese Angaben nicht bereits unter Buchstabe b erfolgt sind: 

Anschrift: 

Tel. (Ländervorwahl) (Ortsnetzkennzahl): 

Fax (Ländervorwahl) (Ortsnetzkennzahl): 

Angaben zu der/den Person(en), die zu kontaktieren ist/sind: 

Familienname: 

Vorname(n): 

Funktion (Titel/Dienstrang): 

Tel. (Ländervorwahl) (Ortsnetzkennzahl): 

Fax (Ländervorwahl) (Ortsnetzkennzahl): 

E-Mail (sofern vorhanden): 

Sprachen, in denen verkehrt werden kann: 

d) Angaben zu der natürlichen Person, gegen die die Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen erlassen worden 
ist: 

Familienname: 

Vorname(n): 

Ggf. Geburtsname: 

Ggf. Aliasname(n): 

Geschlecht: 

Staatsangehörigkeit: 

Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer (sofern vorhanden): 

Geburtsdatum: 

Geburtsort: 

Anschriften/Aufenthaltsorte: 

— im Anordnungsstaat:
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— im Vollstreckungsstaat: 

— in sonstigen Staaten: 

Sprache oder Sprachen, die die betroffene Person versteht (sofern bekannt): 

Sofern vorhanden, bitte Folgendes angeben: 

— Art und Nummer des Identitätsdokuments/der Identitätsdokumente der Person (Personalausweis, Pass): 

— Art und Nummer des Aufenthaltstitels der Person im Vollstreckungsstaat: 

e) Angaben zu dem Mitgliedstaat, an den die Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen sowie die Bescheinigung 
übermittelt werden: 

Die Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen sowie die Bescheinigung werden aus folgendem Grund an den 
unter Buchstabe a angegebenen Vollstreckungsstaat übermittelt: 

 Die Person hat im Vollstreckungsstaat ihren rechtmäßigen gewöhnlichen Aufenthalt und hat einer Rückkehr in 
diesen Mitgliedstaat zugestimmt, nachdem sie über die betreffenden Maßnahmen unterrichtet wurde. 

 Die Person hat aus folgenden Gründen beantragt, dass die Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen an 
einen anderen Mitgliedstaat als den Mitgliedstaat übermittelt wird, in dem die Person ihren rechtmäßigen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat: 

f) Angaben zur Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen: 

Die Entscheidung wurde erlassen am (Angabe des Datums: TT-MM-JJJJ): 

Die Entscheidung wurde rechtskräftig am (Angabe des Datums: TT-MM-JJJJ): 

Wenn zu dem Zeitpunkt der Übermittlung der Bescheinigung ein Rechtsbehelf eingelegt war, so ist dieses Feld 
anzukreuzen ..............................................  

Aktenzeichen der Entscheidung (sofern vorhanden): 

Die Person hat sich in folgendem Zeitraum in Untersuchungshaft befunden (sofern zutreffend): 

1. Die Entscheidung umfasst insgesamt ............................................. zur Last gelegte Straftaten. 

Zusammenfassung des Sachverhalts und Beschreibung der Umstände, unter denen die zur Last gelegte(n) 
Straftat(en) begangen wurde(n), einschließlich Tatzeit und Tatort, und Art der Beteiligung der betroffenen 
Person: 

Art und rechtliche Würdigung der zur Last gelegten Straftat(en) und anwendbare gesetzliche Bestimmungen, auf 
deren Grundlage die Entscheidung erlassen wurde: 

2. Sofern es sich bei der/den unter Nummer 1 genannten zur Last gelegten Straftat(en) um eine oder mehrere der 
folgenden — nach dem Recht des Anordnungsstaats definierten — Straftaten handelt, die im Anordnungsstaat 
mit einer freiheitsentziehenden Strafe oder Maßnahme der Sicherung im Höchstmaß von mindestens drei Jahren 
bedroht sind, kreuzen Sie bitte Zutreffendes an: 

 Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung 

 Terrorismus 

 Menschenhandel 

 sexuelle Ausbeutung von Kindern und Kinderpornografie
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 illegaler Handel mit Drogen und psychotropen Stoffen 

 illegaler Handel mit Waffen, Munition und Sprengstoffen 

 Korruption 

 Betrugsdelikte, einschließlich Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaf­
ten im Sinne des Übereinkommens vom 26. Juli 1995 über den Schutz der finanziellen Interessen der 
Europäischen Gemeinschaften 

 Wäsche von Erträgen aus Straftaten 

 Geldfälschung, einschließlich der Euro-Fälschung 

 Cyberkriminalität 

 Umweltkriminalität, einschließlich des illegalen Handels mit bedrohten Tierarten oder mit bedrohten Pflan­
zen- und Baumarten 

 Beihilfe zur illegalen Einreise und zum illegalen Aufenthalt 

 vorsätzliche Tötung, schwere Körperverletzung 

 illegaler Handel mit menschlichen Organen und menschlichem Gewebe 

 Entführung, Freiheitsberaubung und Geiselnahme 

 Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 

 Diebstahl in organisierter Form oder mit Waffen 

 illegaler Handel mit Kulturgütern, einschließlich Antiquitäten und Kunstgegenständen 

 Betrug 

 Erpressung und Schutzgelderpressung 

 Nachahmung und Produktpiraterie 

 Fälschung von amtlichen Dokumenten und Handel damit 

 Fälschung von Zahlungsmitteln 

 illegaler Handel mit Hormonen und anderen Wachstumsförderern 

 illegaler Handel mit nuklearen und radioaktiven Substanzen 

 Handel mit gestohlenen Kraftfahrzeugen 

 Vergewaltigung 

 Brandstiftung 

 Verbrechen, die in die Zuständigkeit des Internationalen Strafgerichtshofs fallen 

 Flugzeug- und Schiffsentführung 

 Sabotage.
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3. Sofern die unter Nummer 1 genannte(n) zur Last gelegte(n) Straftat(en) nicht unter Nummer 2 aufgeführt 
ist/sind oder falls die Entscheidung sowie die Bescheinigung an einen Mitgliedstaat übermittelt werden, der 
erklärt hat, dass er die beiderseitige Strafbarkeit prüfen wird (Artikel 14 Absatz 4 des Rahmenbeschlusses), geben 
Sie bitte eine vollständige Beschreibung der betreffenden zur Last gelegten Straftat(en): 

g) Angaben zur Dauer und Art der Überwachungsmaßnahme(n) 

1. Zeitraum, für den die Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen gilt, und Angaben dazu, ob eine Erneue­
rung dieser Entscheidung möglich ist (falls zutreffend): 

2. Angabe, wie lange die Überwachung der Überwachungsmaßnahmen unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Falles, die bei Übermittlung der Entscheidung über Überwachungsmaßnahmen bekannt sind, voraussichtlich 
erforderlich ist (unverbindliche Information): 

3. Angabe der Überwachungsmaßnahme(n) (Mehrfachnennungen möglich): 

 Verpflichtung der Person, der zuständigen Behörde im Vollstreckungsstaat jeden Wohnsitzwechsel mitzutei­
len, und zwar insbesondere für die Entgegennahme von Ladungen zu einer Vernehmung oder Gerichts­
verhandlung im Rahmen eines Strafverfahrens; 

 Verpflichtung, bestimmte Orte, Plätze oder festgelegte Gebiete im Anordnungs- oder Vollstreckungsstaat 
nicht zu betreten; 

 Verpflichtung, sich gegebenenfalls zu bestimmten Zeiten an einem bestimmten Ort aufzuhalten; 

 Verpflichtung, mit der das Verlassen des Hoheitsgebiets des Vollstreckungsstaats eingeschränkt wird; 

 Verpflichtung, sich zu bestimmten Zeiten bei einer bestimmten Behörde zu melden; 

 Verpflichtung, den Kontakt mit bestimmten Personen, die mit der/den zur Last gelegte(n) Straftat(en) in 
Zusammenhang stehen, zu meiden; 

 weitere Maßnahmen, die der Vollstreckungsstaat gemäß einer Mitteilung nach Artikel 8 Absatz 2 des 
Rahmenbeschlusses zu überwachen bereit ist: 

Ist das Feld in Bezug auf „weitere Maßnahmen“ angekreuzt worden, so ist durch Ankreuzen des/der entspre­
chenden Feldes/Felder anzugeben, um welche Maßnahme(n) es sich handelt: 

 Verpflichtung, sich bestimmter Aktivitäten, die mit der bzw. den zur Last gelegte(n) Straftat(en) im Zusam­
menhang stehen, einschließlich bestimmter Berufe oder Beschäftigungen zu enthalten; 

 Verpflichtung, kein Kraftfahrzeug zu führen; 

 Verpflichtung, einen bestimmten Geldbetrag zu hinterlegen oder eine andere Sicherheitsleistung zu erbrin­
gen, entweder in festgelegten Raten oder als Gesamtbetrag; 

 Verpflichtung, sich einer Heilbehandlung oder einer Entziehungskur zu unterziehen; 

 Verpflichtung, den Kontakt mit bestimmten Gegenständen, die mit der/den zur Last gelegte(n) Straftat(en) in 
Zusammenhang stehen, zu meiden; 

 sonstige Maßnahme (bitte im Einzelnen angeben): 

4. Bitte beschreiben Sie die unter Nummer 3 angegebene(n) Überwachungsmaßnahme(n) im Einzelnen: 

h) Sonstige für den Fall relevante Umstände, auch spezifische Gründe für die Anordnung der Überwachungsmaß­
nahme(n) (fakultative Angaben): 

Der Wortlaut der Entscheidung ist der Bescheinigung beigefügt.
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Unterschrift der die Bescheinigung ausstellenden Behörde und/oder ihres Vertreters zur Bestätigung der Richtigkeit 
des Inhalts der Bescheinigung: 

Name: 

Funktion (Titel/Dienstrang): 

Datum: 

Aktenzeichen (sofern vorhanden): 

(Gegebenenfalls) Amtlicher Stempel:
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ANHANG II 

FORMBLATT 

nach Artikel 19 des Rahmenbeschlusses 2009/829/JI des Rates vom 23. Oktober 2009 über die Anwendung — zwischen 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union — des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Entscheidungen über 

Überwachungsmaßnahmen als Alternative zur Untersuchungshaft 

MELDUNG EINES VERSTOSSES GEGEN EINE ÜBERWACHUNGSMASSNAHME UND/ODER SONSTIGER 
ERKENNTNISSE, DIE EINE WEITERE ENTSCHEIDUNG NACH SICH ZIEHEN KÖNNTEN 

a) Angaben zur Identität der der Überwachung unterliegenden Person: 

Familienname: 

Vorname(n): 

Ggf. Geburtsname: 

Ggf. Aliasname(n): 

Geschlecht: 

Staatsangehörigkeit: 

Kennnummer oder Sozialversicherungsnummer (sofern vorhanden): 

Geburtsdatum: 

Geburtsort: 

Anschrift: 

Sprache oder Sprachen, die die betroffene Person versteht (sofern bekannt): 

b) Angaben zur Entscheidung über die Überwachungsmaßnahme(n): 

Die Entscheidung wurde erlassen am: 

Aktenzeichen (sofern vorhanden): 

Behörde, die die Entscheidung erlassen hat: 

Offizielle Bezeichnung: 

Anschrift: 

Die Bescheinigung wurde ausgestellt am: 

Behörde, die die Bescheinigung ausgestellt hat: 

Aktenzeichen (sofern vorhanden):
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c) Angaben zu der Behörde, die für die Überwachung der Überwachungsmaßnahme(n) zuständig ist: 

Offizielle Bezeichnung der Behörde: 

Name der Kontaktperson: 

Funktion (Titel/Dienstrang): 

Anschrift: 

Tel. (Ländervorwahl) (Ortsnetzkennzahl): 

Telefax (Ländervorwahl) (Ortsnetzkennzahl): 

E-Mail: 

Sprachen, in denen verkehrt werden kann: 

d) Verstoß gegen eine Überwachungsmaßnahme/Überwachungsmaßnahmen und/oder sonstige Erkenntnisse, die eine 
weitere Entscheidung nach sich ziehen könnten: 

Die unter Buchstabe a genannte Person hat gegen folgende Überwachungsmaßnahme(n) verstoßen: 

 Verpflichtung der Person, der zuständigen Behörde im Vollstreckungsstaat jeden Wohnsitzwechsel mitzuteilen, 
und zwar insbesondere für die Entgegennahme einer Ladung zu einer Vernehmung oder Gerichtsverhandlung 
im Rahmen eines Strafverfahrens; 

 Verpflichtung, bestimmte Orte, Plätze oder festgelegte Gebiete im Anordnungs- oder Vollstreckungsstaat nicht 
zu betreten; 

 Verpflichtung, sich gegebenenfalls zu bestimmten Zeiten an einem bestimmten Ort aufzuhalten; 

 Verpflichtung, mit der das Verlassen des Hoheitsgebiets des Vollstreckungsstaats eingeschränkt wird; 

 Verpflichtung, sich zu bestimmten Zeiten bei einer bestimmten Behörde zu melden; 

 Verpflichtung, den Kontakt mit bestimmten Personen, die mit der/den zur Last gelegte(n) Straftat(en) in 
Zusammenhang stehen, zu meiden; 

 sonstige Maßnahmen (bitte im Einzelnen angeben): 

Beschreibung des Verstoßes/der Verstöße (Ort, Datum und nähere Umstände): 

— sonstige Erkenntnisse, die eine weitere Entscheidung nach sich ziehen könnten: 

Beschreibung dieser Erkenntnisse:
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e) Nähere Angaben zu der zu kontaktierenden Person, falls zusätzliche Informationen zu dem Verstoß eingeholt 
werden sollen: 

Familienname: 

Vorname(n): 

Vorname(n): 

Tel. (Ländervorwahl) (Ortsnetzkennzahl): 

Fax (Ländervorwahl) (Ortsnetzkennzahl): 

E-Mail: 

Sprachen, in denen verkehrt werden kann: 

Unterschrift der das Formblatt ausstellenden Behörde und/oder ihres Vertreters zur Bestätigung der Richtigkeit des 
Inhalts des Formblatts: 

Name: 

Funktion (Titel/Dienstrang): 

Datum: 

(Gegebenenfalls) Amtlicher Stempel:
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ERKLÄRUNG DEUTSCHLANDS 

„Die Bundesrepublik Deutschland teilt nach Artikel 14 Absatz 4 des Rahmenbeschlusses des Rates über die Anwendung des 
Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Entscheidungen über Überwachungsmaßnahmen als Alternative zur Untersuchungs­
haft mit, dass sie Artikel 14 Absatz 1 des Rahmenbeschlusses in Bezug auf alle der dort genannten Straftaten nicht anwenden wird.“ 

Die Erklärung wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

ERKLÄRUNG POLENS 

„Die Republik Polen teilt nach Artikel 14 Absatz 4 des Rahmenbeschlusses des Rates über die Anwendung — zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union — des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Entscheidungen über Überwachungs­
maßnahmen als Alternative zur Untersuchungshaft mit, dass sie Artikel 14 Absatz 1 des Rahmenbeschlusses in Bezug auf alle der 
dort genannten Straftaten nicht anwenden wird.“ 

Die Erklärung wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

ERKLÄRUNG UNGARNS 

„Die Republik Ungarn teilt nach Artikel 14 Absatz 4 des Rahmenbeschlusses des Rates über die Anwendung — zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union — des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Entscheidungen über Überwachungs­
maßnahmen als Alternative zur Untersuchungshaft mit, dass sie Artikel 14 Absatz 1 des Rahmenbeschlusses in Bezug auf die dort 
genannten Straftaten nicht anwenden wird.“ 

Die Erklärung wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

Zu den „verfassungsrechtlichen Gründen“, auf die in Artikel 14 Absatz 4 Bezug genommen wird, erläutert Ungarn 
Folgendes: 

„Nach der Ratifizierung des Vertrags von Lissabon hat Ungarn seine Verfassung geändert, um die Verpflichtungen des 
Vertrags von Lissabon zu erfüllen, einschließlich des Erfordernisses, die Voraussetzung der beiderseitigen Strafbarkeit in 
Strafsachen nicht anzuwenden. Die entsprechende verfassungsrechtliche Bestimmung wird zur gleichen Zeit wie der 
Vertrag von Lissabon in Kraft treten. Bis zum Inkrafttreten des Vertrags ist die beiderseitige Strafbarkeit jedoch nach 
wie vor verfassungsrechtlich relevant und kann und wird — als Verfassungsgrundsatz, der in Artikel 57 der Verfassung 
festgelegt ist, — nicht außer Acht gelassen werden. Artikel 14 Absatz 1 des Rahmenbeschlusses wird daher auf die 
aufgeführten Straftaten nicht angewandt (oder, wie es in dem Artikel formuliert ist, wird ‚in Bezug auf […] alle der dort 
genannten Straftaten nicht‘ angewandt).“ 

ERKLÄRUNG LITAUENS 

„Die Republik Litauen teilt nach Artikel 14 Absatz 4 des Rahmenbeschlusses des Rates über die Anwendung — zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union — des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung auf Entscheidungen über Überwachungs­
maßnahmen als Alternative zur Untersuchungshaft mit, dass sie Artikel 14 Absatz 1 des Rahmenbeschlusses in Bezug auf die dort 
genannten Straftaten aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht anwenden wird.“ 

Die Erklärung wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.

DE L 294/40 Amtsblatt der Europäischen Union 11.11.2009



III In Anwendung des EU-Vertrags erlassene Rechtsakte 
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